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Hervorgegangen aus dem 
Angehörigen Info. Das 
Angehörigen Info entstand im 
Hungerstreik der politischen 
Gefangenen 1989. 


„Die bürgerliche Gesellschaft hasst noch heute den Mai 68° 


Diese Interview erschien (in leicht gekürz- 
ter Fassung) am 20. Juni in der griechi- 
schen linksliberalen Tageszeitung Eleft- 
herotypia. Andreas Vogel war Mitglied der 
Bewegung „2. Juni“ und schloss sich spä- 
ter im Knast dem Kollektiv der Gefange- 
nen aus der RAF an. 

Interview: Georgia Dama 


Mehr als 400 Men- 
schen demonstrieren 
gegen Repression 


Presseerklärung des Komitees gegen 
$$129 zur Demonstration gegen Re- 
pression am 5. Juli 2008 in Stuttgart 


Am 5. Juli 2008 haben in Stuttgart weit mehr 
als 400 Menschen gegen die Paragraphen 
129, 129a und 129b und gegen die Krimi- 
nalisierung von linken Strukturen demon- 
striert. Anlass hierfür war der $129b-Pro- 
zess in Stuttgart-Stammheim gegen fünflin- 
ke Migranten, denen vorgeworfen wird, Mit- 
glieder der verbotenen DHKP-C (Revolu- 
tionäreVolksbefreiungspartei-Front) zu 
sein. Mit diesem Prozess wird versucht, ei- 
nen Präzedenzfall zu schaffen, und er reiht 
sich ein in eine Vielzahl von Versuchen, lin- 


Weltweit wird eine Mobilisierung anlässlich 
des 60ten Jahrestages der Gründung der NA- 
TO vorbereitet, kündigt Andreas Vogel hin- 
sichtlich der Reaktionen, die von den Bewe- 
gungen gegen die Globalisierung und gegen 
den Krieg organisiert werden, an. In den 
70ern war Andreas Vogel Mitglied der Bewe- 
gung „2. Juni“ und deswegen 10 Jahre in- 
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ke Strukturen mit dem Deckmantel des 
„Kampfes gegen den Terror“ zu kriminali- 
sieren, zu verfolgen und zu zerschlagen. 
Die Konsequenzen bei einer doch wahr- 
scheinlich scheinenden Verurteilung der 
Angeklagten wären weitreichend. So wäre 
der Weg für die Kriminalisierung von wei- 
teren linken migrantischen Organisationen 
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haftiert. Er äußert sich zum „Heute“ der be- 
waffneten Bewegungen und ihrer Verbin- 
dung mit der bewaffneten Praxis in der Ver- 
gangenheit. Eingeladen vom Netz für Politi- 
sche und Soziale Rechte, besuchte er Athen, 
um auf einer Veranstaltung zum Thema 
„1968-2008: Die Bewegungen der radikalen 
Linken damals und heute“ zu sprechen. 


Wie entwickeln sich die Antiglobalisie- 
rungsbewegung und die Bewegung gegen 
den Krieg? 

Natürlich ist die Antiglobalisierungsbe- 
wegung sehr vielfältig. Das macht ihre Dy- 
namik und ihre Kreativität aus. Nach den 
Kampagnen gegen die großen Gipfel stellt 
sich nun die Frage nach der antikapitalisti- 
schen Zuspitzung viel deutlicher. Auch ist 
es in der Antiglobalisierungsbewegung 
noch nicht selbstverständlich, die Fragen 
von Kriegen, Folter und Lagerhaft mit der 
Kritik an der Globalisierung zu verbinden. 
Das war zum Beispiel die Schwäche in der 
Mobilisierung gegen den G8 in Gleneagles 
2005. Der Gipfel fand in einem kriegs- 
führenden Land statt, ohne dass dies Ge- 
genstand der Proteste war. Deswegen hof- 
fen wir, dass die aktuelle Kampagne gegen 
die 60 Jahrfeier der NATO eine Gelegenheit 
ist, die Fragen der Antiglobalisierungsbe- 
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geebnet, sie könnte auch für die internatio- 
nalistische Solidaritätsarbeit erhebliche Fol- 
gen haben. 

Die Redebeiträge auf der Demonstration 
und die Flugblätter, die am Rande verteilt 
wurden, klärten über die Umstände des Pro- 
zesses auf und machten klar, dass es dabei 
keineswegs um Einzelpersonen oder einzel- 
ne Strukturen geht, sondern dass dies 
einen Angriff auf demokratische 
Grundrechte darstellt. 

Während der Demonstration wur- 
| den Grußbotschaften von diversen 
politischen Gefangenen, von denen 
wir drei dokumentieren, aber auch 
von Solidaritätsorganisationen ver- 
lesen, die über die internationale Ent- 
wicklung informierten. So finden 
auch in anderen Ländern, wie z.B. in 
Italien und Belgien, Prozesse gegen 
linke migrantische Organisationen 
statt. Es wurde damit deutlich, dass 
die repressive Entwicklung keines- 
wegs auf Deutschland beschränkt ist, 
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sondern eine internationale Entwicklung ist. 

Im Verlauf der Demonstration kam es zu 
27 Ingewahrsamnahmen und mehreren 
Übergriffen seitens der Polizei auf die De- 
monstranten. In Folge dessen kam es zu Ver- 
letzungen bei Teilnehmern der Demonstra- 
tion, wie beispielsweise bei einer 22-jähri- 
gen Frau, die eine Platzwunde am Kopf er- 
litt, die genäht werden musste. Durch die 
permanente Intervention seitens der Vertre- 
ter der Staatsmacht wurde eine nach außen 
hin verständliche Vermittlung der Inhalte 
unmöglich gemacht. Wegen der fort- 
währenden Übergriffe von Beweissiche- 
rungs- und Festnahmeeinheiten (BFE) konn- 
ten Redebeiträge teilweise nur bedingt ge- 
halten werden bzw. erst nach mehrmaliger 
Unterbrechung beendet werden. Die De- 
monstration wurde schließlich von den Or- 
ganisatoren früher als geplant beendet, da 
sich die Situation nach der Zwischenkund- 
gebung am Innenministerium sichtbar zu- 
spitzte, indem die Polizei offensichtlich ih- 
re bereits bestehende hohe Präsenz deutlich 
erhöhte. Dies deutete eindeutig darauf hin, 
dass die Polizei daran interessiert war, die 
Lage weiter zu eskalieren. 

Zur Demonstration äußerte sich die Pres- 
sesprecherin des Komitees gegen $$129, Ka- 
rin Fink, dennoch positiv: „Wir hatten nicht 
damit gerechnet, dass die Po- 
lizei so vehement und offen- 
sichtlich gegen die Demon- 
stration vorgehen würde. 
Zwar wurde im Vorfeld mit 
einer sehr hohen Polizeiprä- 
senz gerechnet, doch sahen j 
wir uns mit einem so großen 
Aufgebot konfrontiert, das 
einzig daran interessiert ? 
schien die Demonstranten zu 
provozieren und Leute fest- 
zunehmen. Trotz allem war 
die Demonstration für uns 
ein Erfolg, da vieleMenschen 
aus unterschiedlichen linken 
Spektren und unterschiedli- 
chen Herkunftsländern teilgenommen ha- 
ben. Für den Erhalt demokratischer Rechte 
und gegen die zunehmende Kriminalisie- 
rung linker oppositioneller Politik werden 
wir uns jedoch weiter eintreten und dafür 
war die Demonstration ein ermutigender 
Auftakt für weitere Aktivitäten.“ 


Grußadresse der inhaftierten 
Antifaschistin Andrea Neff 


Solidarische Grüße aus Berlin, besonders an 
die Gefangenen, gegen die gerade im 
Stammheimer Bunker der Prozess läuft, an 
alle Gefangenen und natürlich an die Demo. 

Internationaler Widerstand und Solida- 
rität müssen unsere Antwort auf Kapitalis- 
mus und Repression sein - nur dann haben 
wir gewonnen gegen die Versuche der Iso- 
lierung und Spaltung. 
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Die Demonstration heute am 5.7. ist ein 
Hoffnung machender Ansatz in diese Rich- 
tung. 

Venceremos! 


P.S Andreas Zeilen konnte auf der Stuttgar- 
ter Demonstration nicht verlesen werden, da 
uns ihre Post erst danach erreichte. 


Redebeitrag des Gefangenen 
Gabriel Pomba da Silva 


Zwischen „herrschendem Recht“ und dem 
„Recht des Volkes“ besteht ein Abgrund - 
und auch/ebenso zwischen „repräsentati- 
ver Demokratie“ und „direkter Demokratie“. 
Da ich gerade über politische Begriffe spre- 
che, werde ich nicht vergessen, den vor- 
handenen Unterschied zwischen „Legalität“ 
und „Legitimität“ zu erwähnen. 

Die, die mit Gesetzen und Paragrafen gut 
umgehen können, sind Juristen und Politi- 
ker, die mit diesen Waffen sowohl die Ord- 
nung als auch das bürgerlichen System in 
ihren parlamentarischen Theatern verteidi- 
gen. All dies ist dem Finanzkapital und im- 
perialistischen Oligarchie unterworfen. 

ArbeiterInnen, gesellschaftlich Ausge- 
grenzte und Proletarier in aller Welt kennen 
nur das natürliche Recht auf ein Leben in 
Würde für alle. Um das zu erreichen, verfü- 


Polizeiaufgebot gegen die Demonstration 


gen wir über unsere eigenen Waffen, Mittel 
und organisatorischen Formen um für eine 
freie und sozialistische Gesellschaft zu 
kämpfen. 

Die Prozesse und Kämpfe wie/und auch 
ihre AktivistInnen und SympathisantInnen 
zu kriminalisieren, ist nicht Neues in dieser 
alten Welt ... vielleicht besteht die Neuheit 
heutzutage darin, über mehr technologische 
Mittel zu verfügen (ich beziehe mich nicht 
nur auf die Massenmedien, die uns täglich 
bis zu den Fernsehbildschirmen bombardie- 
ren), um uns zu disziplinieren, belehren und 
sowohl die Produktivkräfte zu kontrollieren 
als auch die ideologische Orientierung der 
Individuen und Massen. 

Ich frage mich, ob viele von denen, die 
heutzutage die revolutionäre Gewalt ver- 
dammen, auch die legalen und legitimen 
„pazifistischen“ Prozesse verdammt haben, 
die den Sozialismus in Spanien 1936, im 


Kongo des Patrice Lumbumba, im Burkina 
Faso des Capitan Thomas Sankara oder im 
Chile des Präsidenten Salvador Allende auf- 
bauten, nur um nicht über die Ursprünge zu 
sprechen, die zu diesen Volksaufständen 
führten. 

Der Zynismus und die Scheinheiligkeit der 
bürgerlichen Gesellschaft und ihr morali- 
scher und humanistischer Diskurs sind in- 
akzeptabel für uns, die wir die Geschichte 
kennen und nach einer wirklich menschli- 
chen Welt (voll Moral) streben. 

Uns bewegen zur Abschaffung der Para- 
grafen 129, 129 a und b und aller anderen 
Gesetze rein repressiven Charakters ist das 
Mindeste, was wir tun können. Unterstützen 
und solidarisch sein mit den Rebellen und 
Revolutionären in aller Welt ist eine ethi- 
sche Pflicht. 

Wir sollten nicht vergessen, dass der In- 
ternationalismus mit dem politischen Kampf 
in der Heimat beginnt, oder wie im Kom- 
munistischen Manifest geschrieben steht: 
„Die Arbeiter haben keine Vaterland, schwer 
ist es, innen wegzunehmen, was sie nicht be- 
sitzen.“ (Marx, Engels) 

Solidarische Grüße an die angeblichen 
Mitglieder der DHKP-C, denen gerade in 
Stuttgart der Prozess gemacht wird. 

NO PASARAN, VENCEREMOS 


Grußbotschaft an die 
Stuttgarter Demo 


Liebe Genossinnen und Genossen, 

unter der starken Losung; Weg mit den Pa- 
ragraphen 129,129a und 129b - Freiheit für 
alle politischen Gefangenen, habt ihr euch 
in Stuttgart versammelt. 

Ich grüße aus der Lübecker Gefängniszel- 
le alle Anwesenden. 

Ebenso grüßen auch Gon und Cor mit er- 
hobener Faust. 

Angeregt und mobilisiert durch den am 
17. März 2008 in Gang gesetzten Prozess ge- 
gen 5 unserer Genossen, denen Mitglied- 
schaft in der DHKP-C vorgeworfen wird, 
habt ihr den Kampf aufgenommen. 

Den strategischen Charakter der staatli- 
chen Angriffe aufuns alle belegt ihr mit dem 
Hinweis auf den Prozess als Präzedenzfall. 

Dazu beglückwünsche ich euch. 

Angelehnt an diesen Erkenntnis sollten 
wir die im Verlauf des großen Widerstandes 
vom Oktober 2000 bis Januar 2007 ent- 
standenen Entfremdungen unter uns über- 
brücken können. 

Im Weiteren begrüße ich es ausdrücklich, 
dass die Genossen und Genossinnen aus der 
DHKP-C nicht mehr als Parias in die Ecke 
der nicht Solidaritäts-Würdigen gestellt 
werden. 

Habt Mut. 

Fürchtet nicht die Gefängnisse. 

Und gedenkt mit uns hier in Lübeck der 
122 Gefallenen des großen Widerstandes. 

Mit kommunistischen Grüßen, 

Gon Steinvoort, Cor Steinvoort, 
Rainer Dittrich 


» Fortsetzung Interview Andreas Vogel 


wegung und der Antikriegsbewegung wir- 
kungsvoll zusammenzubringen. 


War das Experiment der vereinigten Linken 
in Deutschland letztendlich erfolgreich? 
Um es mit einem bekannten deutschen Sa- 
tiriker auszudrücken: „Die Linkspartei, die 
Linkspartei, die geht mir rechts am Arsch vor- 
bei“. Aber ernsthaft: Die Linkspartei ist Aus- 
druck des Zerbrechens eines Blocks zwischen 
Sozialdemokratie und Gewerkschaften, denn 
die Sozialdemokratie war und ist treibende 
Kraft der neoliberalen Umverteilungspolitik 
von unten nach oben in Deutschland. Des- 
wegen entstand links von ihr eine letztlich 
doch sozialdemokratische Partei, Die Linke. 
Da diese im Kern doch nur an den alten so- 
zialdemokratischen Vorstellungen festhält, 
ohne sich neu zu radikalisieren, ist es eine 
Frage, wie lange sie überhaupt die Chance 
haben wird, parlamentarisch existent zu sein. 
Spätestens an dem Punkt, wo sie eine Regie- 
rung, der SPD stützt oder sich gar an ihr be- 
teiligt, wird sie ihr Ende besiegeln. Natürlich 
hoffen wir, dass die linken aktions- und be- 
wegungsorientierten Teile der Partei sich mit 
der außerparlamentarischen Linken verbin- 
den und gemeinsame Kampagnen machen. 


Was plant man in Deutschland nach der 
Mobilisierung gegen den G8-Gipfel? 
Natürlich gab es nach dem G8 den Versuch, 
die dort mobilisierten AktivistInnen zu orga- 
nisieren und dem Widerstand dauerhaftere 
Gestalt zu geben. Einer dieser Versuche ist die 
Interventionistische Linke, wo ich auch mit- 
arbeite. Die Interventionistische Linke ver- 


Brücke in eine andere Welt 


„Einmal werden wir singen, das war die 
Wüste“ aus kamalatta von Christian Geissler 


Wenn man in den Raum tritt, fällt der rote 
Stern sofort ins Auge. Die handschriftlichen 
Texte sind nicht sofort zu entziffern. Nur das 
Wort Solidarität ist deutlich erkennbar. Wenn 
man sich die Zeit nimmt, kann man in den 
Sätzen Texte der RAF-Gefangenen Gudrun 
Ensslin lesen, die sie während ihrer Haft ge- 
schrieben hat. „Ich renne täglich etwa 4- 5 
Stunden in der Zelle. 5 Schritte auf und ab, 
bloß um nicht zu frieren“, ist da beispiels- 
weise zu lesen. Ein Satz, der einen kleinen 
Eindruck über die Realität unter Isolations- 
haft wiedergibt. 

„Kein Schritt ohne Analyse“, lautet ein 
weiterer Satz der politischen Denkerin Enss- 
lin. 

Derweil hebt leise eine Stimme an. Wenn 
man genau hinhört, wird dort verlesen, was 
sich die beiden Schwestern Ensslin während 
der Haft von Gudrun geschrieben haben. Die 
Installation der Künstlerin Brigitte Waldach 
gehört zum Ausstellungsprojekt Rohkunst- 
bau, die vom 15.7. bis zum 5. 10 in der Pots- 
damer Villa Kellermann am Heiligensee zu 


sucht die radikalen Kräfte in der Bewegung 
zusammenzufassen und eine Organisierung zu 
schaffen, aus der heraus es möglich ist, ge- 
meinsam und wirkungsvoll in gesellschaftli- 
che Konflikte zu intervenieren. Unser näch- 
stes größeres Projekt ist die Kampagne gegen 
Militarisierung und Folter anlässlich der 
60Jahresfeier der NATO im nächsten Frühjahr. 


In Frankreich gab es eine Verbindung zwi- 
schen den Bewegungen der Arbeiter und der 
Studierenden. Warum nicht in Deutsch- 
land? 

1968 war die Arbeiterbewegung über SPD 
und Gewerkschaften in den deutschen Staat 
eingebunden. Nicht ohne Grund konnte man 
damals fast von Staatsgewerkschaften spre- 
chen. Allerdings gelang es sehr wohl, in den 
Jahren danach eine Verbindung zwischen 
Kämpfen in den Fabriken und anderen ge- 
sellschaftlichen Konflikten herzustellen. So 
zum Beispiel im Streiksommer 1973, in dem 
an vielen Orten so genannte wilde Streiks, 
ohne Unterstützung der und sogar gegen die 
Gewerkschaftsbürokratie durchgeführt wur- 
den. Diese Kämpfe in den Betrieben wurden 
allerdings zu einem Großteil von Arbeitsim- 
migranten, den „Gastarbeitern“, getragen, 
worauf die Regierung mit dem Ausschluss 
dieses Teils der Arbeiterklasse reagierte. So 
wurden über eine halben Million Gastarbei- 
ter nach dem Urlaub nicht mehr zurück nach 
Deutschland gelassen. Das war ein herber 
Rückschlag. 


Welche Beziehung bestand zwischen der 
Entwicklung der Bewegungen von 1968 und 
dem bewaffneten Kampf? 

In Deutschland waren die Gruppen des be- 


sehen ist. 

Zehn Arbeiten werden dort präsentiert. Die 
Arbeit von Waldach ist zweifelsfrei die Sper- 
rigste. Das zeigte sich in den ersten Bespre- 
chungen der Exposition. Entweder wurde 
Waldachs Arbeit ganz verschwiegen oder mit 
kurzen hämischen Bemerkungen bedacht. 

Das zeigt doch, dass auch 31 Jahre nach 
dem Tod der Gefangenen von Stammheim, 
zu denen auch Gudrun Ensslin gehörte, die 
Wunde noch immer nicht geschlossen ist. 

Trotz aller offiziellen Verfemung und Pa- 
thologisierung umgibt die Menschen noch 
immer eine Aura der unerfüllten Möglichkeit 
nach Befreiung. Es ist etwas Unabgegoltenes 
darin, etwas, [das] in eine Zukunft weist, in 
der Befreiung wieder denkbar und greifbar 
wird. Heute, in einer Zeit, in der Gesell- 
schaftlichkeit sich scheinbar in den Zwängen 
einer marktradikalen Gesellschaft verflüch- 
tigt hat, schlagen Arbeiten wie die von Wal- 
dach eine Brücke in eine andere Welt, eine 
Vorahnung einer befreiten Gesellschaft. Das 
ist der Grund, warum sich die wenigsten Be- 
sucherInnen des Raumes der eigentümlichen 
Aura entziehen konnte, die sie erfüllte. Nur 
manche versuchten das Gefühl abzuschüt- 
teln, in dem sie den Raum rasch verließen. 
Peter Nowak 


waffneten Kampfes aus meiner Sicht der ra- 
dikalste Teil der 1968er Bewegung. Es war 
der Versuch, sich als Teil einer internationa- 
len revolutionären Bewegung zu verhalten 
und durch den eigenen Kampf die Möglich- 
keit für revolutionäre Entwicklungen auch in 
den Metropolen offen zu halten. Ganz sicher 
hätte es ohne diesen weltweiten Aufbruch 
von 1968 keinen bewaffneten Kampf in 
Deutschland gegeben. Die Vorstellung, dass 
überall auf der Welt der Imperialismus ange- 
griffen und eingekreist wird, war eine durch- 
aus realistische Möglichkeit. 


Was denken Sie heute über die Praxis der 
RAF? Wie beurteilen Sie den bewaffneten 
Kamp heute? 

Was nicht gelang, war, diese (in der Antwort 
auf die vorige Frage beschriebene) Entwick- 
lung, als sie an ihre Grenzen kam, in einen 
neuen erweiterten Prozess zu transformieren. 
Mit anderen Strukturen, anderen Aktionsfor- 
men, anderen Möglichkeiten der politischen 
Beteiligung und Intervention. Infolgedessen 
haben sich die bewaffneten Gruppen in 
Deutschland aufgelöst. In Deutschland ist die 
Frage des bewaffneten Kampfes insoweit im- 
mernoch aktuell, als der Staat auch heutenoch 
Gefangene aus dem bewaffneten Kampf, die 
seit über 20 Jahren im Gefängnis sind, ohne 
„Reueerklärung“ nicht entlassen will. Auch in 
der Diskussion um „40 Jahre 1968“ spielt die- 
se Frage eine zentrale Rolle. Anders als viele 
linksbürgerliche Kräfte sagen, steht 1968 nicht 
oder nicht nur für die Reform der bürgerlichen 
Gesellschaft. Die bürgerliche Gesellschaft has- 
st diesen Aufbruch noch immer, weil er eben 
auch eine revolutionäre Seite hatte. 
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Die Ausstellung Rohkunstbau, in der die 
Arbeit von Brigitte Waldach zu sehen ist, 
kann vom 17.7. - 05.10 besichtigt werden 
in der Villa Kellermann in der Manger- 
straße 34 -36 in Potsdam. Öffnungszeiten: 
Donnerstag und Freitag: 14 - 19 Uhr, Sams- 
tag und Sonntag 12 - 19 Uhr. 


Hintergründe 
zu 50 Jahre 
„Celler Loch“ 


Anfang 1976 wurde die „Operation Neu- 
land“ von diversen Regierungs-, Polizei- 
und Geheimdienstkreisen geplant. Ziel war 
die „Schaffung brauchbarer Zugänge zu 
terroristischen Kreisen. V-Leute sollten in 
den harten Kern eindringen.“ Finanziert 
wurde das mit mehreren Millionen DM 
durch westdeutsche Großkonzerne mit der 
Intention, vor allem die RAF zu infiltrieren 
und somit zu zerschlagen. Nach den Ak- 
tionen der RAF im Jahre 1977, die zum Ziel 
hatten, elf Gefangene zu befreien, wurden 
in den folgenden 2 Jahren mehrere RAF- 
Mitglieder bei Festnahmen erschossen, wie 
z.B. Willy Peter Stoll, Michael Knoll und 
Elisabeth van Dyck. Rolf Heißler überlebt 
nur durch „Zufall“ schwer verletzt im Juni 
1979 und war bis Ende 2001 im Knast. 

Die damalige politische Lage der radika- 
len Linken Mitte der siebziger Jahre war da- 
durch gekennzeichnet, dass es diverse be- 
waffnete Gruppen gab. Zu den bekannte- 
sten zählten neben der RAF die Bewegung 
2.Juni. und die Revolutionäre Zellen. Eben- 
so agierten viele linksradikale Gruppen 
(HausbesetzerInnen, Anti-Knastgruppen, 
Anti-AKW-Bewegung, Anti-militaristische 
Zusammenhänge usw.), die ein antagoni- 
stisches Verhältnis zum Staat hatten. Poli- 
tisches Ziel aller dieser linken Zusammen- 
hänge war, trotz gewisser Unterschiede, ei- 
ne freie und emanzipatorische Gesellschaft 
durch selbstbestimmte politische und mili- 
tante Interventionen zu erkämpfen. 

Gerade die Aktionen der RAF 1977 wa- 
ren für die Herrschenden nach eigenen 
Worten die bisher „größte Herausforde- 
rung“ der damaligen Bonner Republik. Dies 
erforderte nicht nur von der BRD, sondern 
auch von ihren Nato-Verbündeten beson- 
dere politische und polizeiliche Maßnah- 
men, um diese Bewegung in den Griff zu 
kriegen. 

Es wurde eine mit V-Leuten durchsetzte 
Gruppe mit Ex-Gefangenen bzw. flüchtigen 
Gefangenen wie Klaus Loudil und Manfred 
Berger und einem Kroaten namens Lazlo 
Susitisch bzw. Zeljko Susak „aufgebaut“, 
die einen Sprengstoffanschlag auf die Mau- 
ern des Celler Gefängnis verübten und so- 
mit die entsprechende Legende mit Hilfe 
auch der Medien bekamen. Die Sprengung 
des Gemäuers erfolgte am 25.Juli 1978 
durch die GSG 9. 

Aufgedeckt wurde Ganze erst bald 8 Jah- 
re später im April 1986 durch die Presse, 
obwohl 1983 die Humanistische Union 
schon einmal vergeblich versuchte, das öf- 
fentlich zu machen. 
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Wachturm der JVA Celle (Wikipedia) 


Diese „Operation Neuland“ wurde durch 
die damalige SPD/FDP-Bundesregierung 
unter Kanzler Schmidt und Innenminister 
Maihofer, den Landesregierungen Nieder- 
sachsens und Hessens sowie Geheimdien- 
sten und des BKA umgesetzt. Der JVA-Lei- 
ter von Celle, Kühling, war auch einge- 
weiht. 

Diese Aktion war nicht einmalig und hat- 
te neben der schon genannten Infiltration 
und Zerschlagung der radikalen Linken 
weitere Ziele. So gab es auch 1977 zur De- 
sorientierung und Diffamierung der Mili- 
tanten einen Sprengstoffanschlag auf ein 
Justizgebäude in Hannover, an dem auch 
ein Nazi beteiligt war. Dieserwurde den Lin- 
ken in die Schuhe geschoben. 

Oder V-Leute waren auf Anti-Akw-Grup- 
pen in Gorleben und Göttingen angesetzt 
worden, um sie zu unterwandern und zu 
militanten Aktionen zu provozieren. 

Die mit V-Leuten durchsetze Gruppe mit 
Loudil, Berger und Susak versuchten nach 
dem „Celler Anschlag“ bei GenossInnen zu 
landen, um die radikale Linke zu unter- 
wandern: 

- in Hannover (Helmut Luelf) 

- Salzgitter (Knastgruppe Wildes Huhn) 

- Frankfurt (Brigitte Heinrich und Gefan- 
genenrat ) 

- Amsterdam (Henk Wubben und bei Mo- 
nique Augustin, der Schwester des da- 
maligen RAF-Gefangenen Ron Augustin) 

- Hamburg (Lutz Schulenburg und Man- 
fred Gürth) 

Von Susak ist weiterhin bekannt, dass er 
in Algerien als Agent bundesdeutscher Ge- 
heimdienste den damaligen Vorsitzenden 
der Befreiungsbewegung für die Kanari- 


schen Inseln, Cubillo, zu ermorden ver- 
suchte (Spiegel 7/88). Damit wurde deut- 
lich, dass diese V-Leute auch international 
operierten und, dass Widerstandsbekämp- 
fung für die herrschenden Klassen in 
wahrsten Sinn keine Grenzen kennt. 


Was für Auswirkungen hatte diese fin- 
gierte Anschlag für Sigurd Debus? 

Nach dieser Staatsschutzaktion am 
25.Juli 1978 wurde Sigurd Debus, der in 
Celle inhaftiert war, total isoliert. Angeord- 
net hatte das der eingeweihte JVA-Leiter. 6 
Jahre war er in Isolationshaft, davon über 
5 Jahre in völliger Einzelisolation, mit al- 
len Verschärfungen. Mit Ausnahme von 7 
Monaten „Normalvollzug“, der von 
BND/Staatsschutzbehörden und Justiz ver- 
anlasst wurde, um an Sigurd mehre VS- 
Leute (Gefangene wie Loudil und Berger) 
heranzuführen. Ministerpräsident Nieder- 
sachsens war übrigens Ernst Albrecht von 
der CDU, Vater der heutigen Familienmini- 
sterin von der Leyen, der sich 1976 in sei- 
nem Buch „Der Staat - Idee und Wirklich- 
keit“, dafür aussprach, dass staatliches Tö- 
ten und Folter sittlich in gewissen Situa- 
tionen geboten seien. 

Sigurd, dernie Mitglied derRAF war, son- 
dern einer anderen bewaffneten Gruppe an- 
gehörte, war 1974 verhaftet worden und 
starb am 16.April 1981 im Zusammenhang 
eines Hungerstreiks, der die Aufhebung der 
Isolation zum Ziel hatte, d.h. er wollte mit 
den Gefangenen aus der RAF zusammen- 
gelegt werden. Sein Tod ist bis heute unge- 
klärt, da ärztliche Unterlagen verschwan- 
den. 


Konsequenzen für die herrschende 


Klasse aus dem Celler Loch 

Der damalige Leiter des Hamburger VS, 
Lochte, kritisierte 1989 in der ARD diesen 
Einsatz von V-Leuten. Er meinte damit 
nicht generell solche Aktionen, sondern 
nur, dass „soziale Gefangenen“ eingesetzt 
würden, da die Adressaten damals häufig 
schlechte Erfahrungen mit ihnen gemacht 
hatten, und so nicht als vertrauenswürdig 
galten. 

Heute wissen wir, das der VS damals in 
Süddeutschland einen V-Mann wie Klaus 
Steinmetz führte. Dieser Typ war kein so- 
zialer Gefangener, sondern agierte über 10 
Jahre in radikalen Zirkeln der Linken, bis 
die RAF Kontakt zu ihm aufnahm. Im Juni 
1993 wurde Birgit Hogefeld verhaftet, die 
immer noch eingesperrt ist, und Wolfgang 
Grams, dessen Tod bei der Festnahme in 
Bad Kleinen bis heute ungeklärt ist, als 
Steinmetz die beiden an die Polizei bzw. Ge- 
heimdienste verriet. 


Konsequenzen für uns als die Linke 


Natürlich agieren die Sicherheitsbehörden 
auf einem hohen Niveau und entwickeln 
sich kontinuierlich weiter, doch soll hier 
kein Horror, Angst vor totaler Erfassung 
bzw. Omnipotenz vor dem und durch den 
Apparat entstehen. 


Das wiedererstarkte Deutschland führt 
Krieg, denn jetzt sind über 8 000 deutsche 
Soldaten in allen Krisenregionen der Welt 
wie in Europa, Afrika und Asien stationiert. 
Gleichzeitig verschärft sind die Lage auch 
nach innen, um diese aufwendigen Aus- 
landseinsätze zu garantieren und abzusi- 
chern: 

Das soziale Elend großer Teile der Bevöl- 
kerung verschärft sich (Agenda 2010) und 
die Repression nimmt zu. 

Setzen wir unsere Ziele konsequent um, 
so können wir uns leichter vor Infiltration 
und Diffamierung von der Gegenseite zu 
schützen: Wir streben eine freie und eman- 
zipatorische Gesellschaft auf kommunisti- 
scher Basis an. Diese Prinzipien können die 
diversen Sicherheitsapparate nicht wirklich 
in allen ihren Facetten erfassen und be- 
greifen, das bleibt ihnen fremd, denn sie 
sind zu stark von den kapitalistischen Wer- 
ten, wie Konkurrenz, Hierarchie, Unauf- 
richtigkeit, Käuflichkeit usw. behaftet. 

Wenn wir unsere Prinzipien immer genau 
anwenden, bleiben V-Leute, Spitzel etc. 
draußen, d.h. sie kriegen keinen Fuß in un- 
sere Zusammenhänge rein! Das war in der 
Vergangenheit so und wird auch zukünftig 
so bleiben! Wolfgang 


Interview mit 
Manfred Gürth aus 
Hamburg 


Manni wurde zu einer langen Gefängnis- 
strafe verurteilt, weil erim Jahre 1978 Kon- 
takt zu den V-Leuten hatte. Das Interview 
ist eine überarbeitete Fassung eines Ra- 
diointerviews, was am 2.Juni 2008 im Rah- 
men von Magazin International bei Radio 
Flora in Hannover gesendet wurde. 


Mit was für einer Legende tauchte Loudil 
bei dir auf? 

In der Zeit vor dem Celler-Loch war ich 
in einer militanten Gruppe ak- 
tivund bewaffneter Kampf war 
für mich Praxis. 1978 wurde 
ich wegen eines Einbruchs in 
ein Waffengeschäft verhaftet 
und kam nach ein paar Wo- 
chen Untersuchungshaft wie- 
der frei. Aber 2 Monate später 
wurde der Haftbefehl wieder in 
Kraft gesetzt und ich tauchte 
deswegen unter. Ich lebte eine 
Zeitlang in einer konspirativen 
Wohnung und wurde dann 
wieder verhaftet. Ließ mich da- 
bei aber nicht kampflos fest- 
nehmen, d.h. ich leistete akti- 
ven Widerstand. Nach 6 Mo- 
naten U-Haft wurde ich Weih- 
nachten 1978 vorläufig entlas- 
sen. 

Ich besuchte Leute in der 


Hamburger WG Keplerstr. Dort lernte ich 
den Loudil kennen. Er war im Schlepptau 
von einer Frau, die aus Salzgitter kam und 
dort in der Knastgruppe „Wildes Huhn“ 
mitgearbeitet hatte. Diese Gruppe hatte 
Kontakt zu den politischen Gefangenen Si- 
gurd Debus und engagierte sich später ge- 
gen den Iso-Trakt in Celle. Die Frau erzählte 
mir, dass Loudil wegen des Celler Spreng- 
stoffanschlages gesucht wurde. Dann ver- 
schwand Loudil wieder und tauchte ein 
paar Wochen später wieder auf. Später er- 
fuhr ich, dass er sich in Paris aufgehalten 
hatte. Er sagte, er würde gesucht und 
bräuchte für ein paar Wochen eine Unter- 
kunft. 


Was für einen Eindruck hattest du von ihm? 

Nachdem ich mit Loudil und Berger ge- 
sprochen hatte, wurde mir klar, dass das 
keine politischen Leute sind. Es waren 
Knackis, die sich betranken und ihre kri- 
minellen Sachen machten: Berger knackte 
Autos und Loudil verübte Einbruch und 
Raub, und die deshalb auch eine sichere Un- 
terkunft benötigten. 

Also hab ich Loudil zu derhamburgischen 
Wohnung in der Papenhuderstraße ge- 
bracht, die als konspirative Unterkunft auf- 
gelöst werden sollte. Ich sagte zu ihm, er 
könnte dort für ein paar Wochen bleiben. 
Danach müsste er sich was anderes suchen. 
Ich selbst war selten dort, da ich mich meist 
bei meiner Freundin aufhielt. Als ich mal 
wieder vorbei kam, war auch Loudil anwe- 
send. Er schleppte Waffenteile, Baupläne 
und Zeichnungen von Schalldämpfern etc. 
an. Weiterhin machte er Vorschläge, die 
Sparkasse am Spritzenplatz in Hamburg- 
Altona zu überfallen oder Knastleiter er- 
schießen. Ich fand das abwegig! 

„Er sei durchgeknallt“ sagte ich ihm. Als 
ich diese Wohnung mal wieder aufsuchte 
und die Tür öffnete, sah ich, wie der be- 
trunkene Loudil mit einer Waffe in derHand 
rumballerte. Es gab zwei Einschusslöcher 
oberhalb der Wandfliesen in der Küche, und 
daraufhin wollte ich ihn sofort aus der Bu- 
de werfen. Er bettelte und jammerte, ob er 
noch ein paar Tage blei- 
ben dürfe. 

Dann ist er abgehau- 
en. Paar Tage später hat 
er mich angerufen und 
mich zwecks Schlüs- 
selübergabe in die Woh- 
nung zurückgelockt. Als 
ich in ankam, war nie- 
mand da. Ich wartete 
ungefähr eine halbe 
Stunde. Auf einmal gab 
es ein sehr lautes Kra- 
chen an der Eingang- 
stür. Mir war sofort klar, 
dass das die Bullen wa- 
ren. Im Hof sah ich kei- 
ne Bullen, öffnete das 


Sigurd Debus 
(Bild: sooderso.net) 


Fenster und sprang raus, direkt in die Ar- 
me vom MEK (Mobiles Einsatzkommando); 
die drohten, mich umzulegen, wenn ich 
mich bewegen würde. 

In den Räumlichkeiten fanden die Bullen 
ein zur Bombe umgebauten Feuerlöscher 
und die Waffenteile von Loudil. 

Für die ganze Sache bekam ich zusam- 
men 4 Jahre und 5 Monate Knast. 3 Jahre 
und 3 Monate für die Vorbereitung eines 
Sprengstoffverbrechens (Feuerlöscher) und 
15 Monate für Waffendiebstahl, Wider- 
stand gegen Staatsgewalt mit Körperver- 
letzung. 

Während des Prozesses hatte mein An- 
walt Hartmut Jacobi Verfassungsschutzak- 
ten angefordert; dem war die Sache auch 
nicht geheuer. Auf Grund der 129a-Ermitt- 
lungen (Mitgliedschaft in einer terroristi- 
schen Vereinigung) hatten wir dann eine 
andere Prozesstaktik gewählt. 


Wie hast du Sigurd kennengelernt? 

Von April 1980 bis März 1981 war ich in 
Fuhlsbüttel Anstalt 8 (keine Langstrafen) 
untergebracht. Sigurd war in Anstalt 2. Ich 
hatte ihm eine Botschaft zukommen lassen, 
dass wir uns am Zaun während des Hof- 
ganges treffen sollten, denn beide Höfe wa- 
ren durch ein Gitterzaun getrennt. Weil ich 
nicht wegen 129a verurteilt worden bin, 
hatte ich relativ „normale“ Haftbedingun- 
gen. Z.B. durfte ich Gemeinschaftssport 
machen. Ich meldete mich bei der Tisch- 
tennisgruppe, in der ich die Möglichkeit 
hatte, dort gegen die Anstalt 2 Wettkämp- 
fe gegen die dortige Mannschaft zu führen, 
um danach ungestört mit Sigurd sprechen 
zu können. 

Schnell verlor ich alle Spiele und hatte 
dann Zeit, Sigurd in seiner Zelle aufzusu- 
chen, ohne dass die Schließer das mitbeka- 
men. Wir hatten ca. 1 Std. Zeit, über alles 
zu reden. Wir teilten beide die Einschät- 
zung, dass Loudil und Berger Spitzel und 
dass die Knastgruppe „Wildes Huhn“ in 
Salzgitter unzuverlässig sei. Die Nachrich- 
ten, die er damals Loudil mitgab, waren so 
abgesichert, dass er dadurch herausgefun- 
den hatte, dass Loudil ein Spitzel ist. Die 
Knastgruppe wusste von dem Spitzelver- 
dacht. Die Frau aus dieser Gruppe, die dann 
von Salzgitter nach Hamburg zog, wusste 
auch davon. Warum sie mich nicht aus- 
drücklich gewarnt hatte, konnte er mirnicht 
sagen. 

Die Sprengung der Celler Mauer hatte er 
abgelehnt und in dieser Form für blödsin- 
nig gehalten. Er hat auch in Frage gestellt, 
dass die Typen Loudil und Berger die Mau- 
er gesprengt hätten, da er sie nicht beson- 
ders klug hielt. 

Er hatte niemals Vertrauen zu den beiden 
Typen. Und er sagte mir, dass ich wegen 
Verrat verhaftet wurde. Weiterhin sollte ich 
darüber nachdenken, wer dafür in Frage 
kommen würde, womit wir wieder bei Lou- 
dil und Berger landeten. 

Als die Schließer mitbekamen, dass ich 
bei Sigurd in der Zelle hockte, machten sie 
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Alarm. Ich wurde von mehreren Schließern 
zur Anstalt 8 abgeführt, musste mich nackt 
ausziehen, wurde durchsucht und bekam 
Sportverbot. 

Leider konnten wir uns nur wenig am 
Zaun unterhalten. Wir hatten über den be- 
vorstehenden Hungerstreik (HS) im Januar 
1981 gesprochen. Ich hatte mich damals 
nicht daran beteiligt, weil ich innerhalb als 
auch außerhalb des Knastes keine ausrei- 
chenden Diskussionen über die Ziele und 
Forderungen geführt hatte. 

Als ich von Sigurds Tod hörte, dessen Ab- 
leben während des HS bis heute ungeklärt 
ist, war ich geschockt. Ich hatte und habe 
natürlich immer noch ziemlichen Hass auf 
die Bourgeoisie. 


Als Loudils Legende aufflog, gab es für dich 
eine Entschädigung? 

Es war der Tag, als in Tschernobyl der 
Atomreaktor explodierte, der 26. April 1986. 
Ein Tag vorher wurde öffentlich bekannt, 
dass die GSG 9 das Celler Loch gesprengt hat- 
te. 

Zwei Tage später rannte mir die Radau- 
und Hetzpresse die Türen ein. Alle wollten 
sie ein Interview mit mir führen. Ich hätte 
am liebsten denen allen eine Reise nach Bad- 
Beton geschenkt. Damals war ich für die der 
„Lerrorist“, der Mann mit den „3 Bomben 
und der Stalinorgel“, und heute suchen sie 
wieder nach Argumente, um das Damalige 
zu rechtfertigen, dachte ich mir, und schick- 
te sie alle in die Wüste. 

Später meldete sich zwei Journalisten der 
ARD, die eine Fernsehdokumentation zum 
Celler Loch drehen wollten. Nach reiflicher 
Überlegung gab ich denen ein Interview. 

Circa 1 Jahr später bildete sich in Nieder- 
sachsen ein parlamentarischer Untersu- 
chungsausschuss zum Celler Loch, zu dem 
ich vorgeladen wurde. Anfangs verweigerte 
ich das Erscheinen. Danach drohte man mir 
mit „demokratischer“ Erzwingungshaft und 
Zwangsvorführung. Man bespitzelt mich 
und schickte mir Bußgeldbescheide. Als sie 
dann mit Bulleneinsatz drohten, konnte ich 
ihren „demokratischen“ Argumenten nicht 
widersprechen. Ich fuhr nach Hannover und 
machte meine Aussagen, die einen großen 
Teil des Ausschusses und der Medien über- 
zeugte. Am nächsten Tag stand in der Pres- 
se, dass mit ziemlicher Sicherheit der VS bzw. 
Loudil die Bombe platziert hatten. 

Na, toll dachte ich. Und was hab ich da- 
von? Natürlich nichts. Keine Haftentschädi- 
gung und kein Wiederaufnahmeverfahren. 
Wenn man Politiker und Bourgeoisie öffent- 
lich zum Celler Loch reden hört, dann recht- 
fertigen sie die Sache damit, dass ja dabei 
kein Schaden entstanden sei. 

Das ich dafür 39 Monate im Knast wegge- 
sperrt war, ist für sie kein Schaden. Dieser 
Staat hat mich nicht enttäuscht, denn in der 
BRD gab es nach 1945 keinen wirklichen 
Bruch mit dem faschistischen System. Viele 
von den alten Funktionsträgern bekleideten 
später hohe Positionen in Regierungen, 
Bürokratie, Polizei, Militär, Kultur und Wirt- 
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schaft. 

Ein weiter Grund für mich, die Bourgeoi- 
sie zur Hölle zu schicken. 
Von der Redaktion gekürzt. Vollständig ist 
das Interview unter www.political-priso- 
ners.net abgedruckt. 


Brief des Gefangenen Günter Finneisen, der 
in der JVA Celle weggebunkert ist 

Er schreibt zu den damaligen und heutigen 
Haftbedingungen 


30 Jahre ... und 
kein bisschen (weise) 
anders 


24.Juli 1978, 2.45 Uhr, an der Außenmauer 
der Justizvollzugsvollzugsanstalt Celle ex- 
plodiert ein Bombe. Alarmglocken schril- 
len, Suchscheinwerfer flammen auf. Doch 
das herbeigestürmte Polizeiaufgebot mit 
Spürhunden und Hubschraubern konnte 
keinen Täter ermitteln, der das kinderball- 
große Loch in die Anstaltsmauer gesprengt 
hatte. Die Medien und Politiker wussten 
aber sofort lautstark davon zu berichten, 
dass es sich hierbei um einen terroristi- 
schen Anschlag zwecks Gefangenenbe- 
freiung gehandelt habe, forderten mehr Si- 
cherheit und härteres Vorgehen. 

So gab es natürlich auch massive Durch- 
suchungen in der Anstalt, wurden die Haft- 
bedingungen verschärft und neue Sicher- 
heitsvorkehrungen bewilligt, unter ande- 
rem auch der Bau einer speziellen Isolier- 
station für „böse Terroristen“, wofür man 
rein zufällig auch ein paar Pläne gleich zu 
Hand hatte. Ebenso wurde einem Gefan- 
genen auch die Zugehörigkeit zur RAF an- 
gedichtet, eben Sigurd Debus, dieser in ver- 
schärfter Einzelhaft genommen, damit er 
als Ziel dieser Befreiungsaktion fungieren 
konnte. Selbst die Gegenwehr mit einem An- 
walt gegen dies konnte nach Monaten nicht 
zum Erfolg kommen, da er knapp vor einer 
gerichtlichen Entscheidung in die JVA Ham- 
burg (Fuhlsbüttel) verlegt wurde und damit 
wegen Änderung der Zuständigkeit der 
ganze monatlange Beschwerde- und Rechts- 
weg von vorne begann. An den Folgen ei- 
nes Hungerstreiks 1981 verstarb Sigurd 
dann. Da wichtige medizinische Unterlagen 
verschwanden, ist der Tod von Sigurd bis 
heute ungeklärt. 

Schon Ende 1978 wurde der neue Hoch- 
sicherheitstrakt in der JVA Celle bezugsfer- 
tig und mit den ersten „bösen Terroristen“ 
bestückt, unter menschenverachtenden 
Haftbedingungen, wie auch immer wieder 
belegt wurde. Die vier Gefangenen haben 
schon einen harten Kampf gefochten, wa- 
ren gar bereit, ihr Leben im kollektiven Hun- 
gerstreik dafür zu geben. Auch mit Hilfe von 
Anwälten und Öffentlichkeit ereichten sie 
das eine oder andere. 

April 1986 kam es dann raus, dass dieser 


Sprengstoffanschlag eine Operation des nie- 
dersächsischen Verfassungsschutzes, in Ab- 
sprache einiger Politiker (fast) aller Parteien, 
hohen Regierungsstellen bis runter zur An- 
staltsleitung durchgeführt worden war. 
Zwar versuchten diese dann dieser Aktion 
was Edles zu geben, dass sie so V-Männer 
in gewisse terroristische Kreisen einschleu- 
sen wollte. Was ihnen auch nicht gelang. So 
ist aber wohl jedem klar, dass nie irgendwer 
für dieses vorgetäuschte Verbrechen und sei- 
ne Folgen zur Rechenschaft gezogen wur- 
den. Man könnte also auch meinen, sie ha- 
ben ihr Ziel doch erreicht. 

So besteht dieser Trakt auch heute noch, 
wenn auch umbenannt in so genannte Si- 
cherheitsstation, und so schon als „Knast im 
Knast“ zur Standardversion in jeden Knast- 
neubau. Doch da Tradition verpflichtet, hat 
das Celler Loch immer noch einen besonde- 
ren Teil, wo eben die Einzelhaft total ist, wo 


eigene Kleidung, eigene Elektrogeräte ver- 
boten sind (so dass selbst kein Sprachkurs 
mit Cassete/CD das Hirn frischer hält). Wo 
Bleistiftanspitzer zum gefährlichen Gegen- 
stand [wurde und]lseitenlange Sicherheits- 
prognosen schaffte und z.B. gerade eine Zel- 
lenkontrolle von einem speziellen Kom- 
mando mit Hund den Entzug von Büro- 
klammern und Papier (Art Brötchen-) tüten 
bewirkte, nicht dass die Sachen wirklich 
wichtig wären, aber es zeigt bestens, welche 
Willkür möglich ist. Vor allem ist dies auch 
möglich, weil hierfür heute sich keine Öf- 
fentlichkeit mehr interessiert. Die Gefange- 
nen sich in der Regel keinen Rechtsanwalt 
leisten können usw., daher vegetiert auch 
schon so mancher so über 10 Jahre und län- 
ger, das deutsche Recht macht’s möglich, 
und die Herrschenden vor Ort benutzen es 
reichlich, eben weil sie sich der Deckung von 
Ministerium, Strafvollzugskammer und 
Staatsanwaltschaft gewiss sein können ... 

Wie doch so immer, früher, heute und mor- 
gen. 


Urteil gegen Anti- 
Rep-Aktivistin 


Am 10.7.08 gab es einen Prozess gegen Lei- 
la, in dem am Ende ein Verurteilung zu einer 
Geldstrafe von 90 Tagessätzen stand. Ange- 
klagt wurde sie wegen Hausfriedensbruch, 
Widerstand gegen Vollstreckungsbeamten, 
Nötigung und Beleidigung. 

Alles begann September 2007, als sie Chri- 
stian S., inhaftierter Antifa, mit zwei weite- 
ren Personen in der JVA Tegel, Berlin besu- 
chen wollte. Nachdem sie am ersten Einlass 
einen Besucherschein ausgehändigt bekam, 
sollte sie ihn nun an der zweiten Besucher- 
schleuse wieder abgeben. Grund hierfür war 
angeblich, dass bei einem ihrer Begleiter ein 
Tütchen mit „verdächtigen weißen Anhaf- 
tungen“ gefunden wurde. Daraufhin ver- 
langte die JVA-Beamtin Koch den Besucher- 
schein, angeblich um die Daten der Personen 
überprüfen zu können. Dies war jedoch gar 
nicht nötig, da ihr die Daten bereits bekannt 
waren. 

Nichtsdestotrotz verlangte Koch weiterhin 
unter Androhung eines Besuchsverbots den 
Besucherschein. In der Zwischenzeit wurden 
Polizeibeamte hinzu gerufen, um das nun er- 
teilte Hausverbot durchzusetzen. Gemäß der 
Schilderung im Gerichtssaal ( Polizist: „Das 
habe ich bei einer Frau noch nie so erlebt“, 
mit anschließenden Buh-Rufen aus dem Pu- 
blikum) muss es sich bei der „Durchsetzung 
des Hausverbots“ um eine schwere Rangelei 
gehandelt haben, infolgedessen Leila zu Bo- 
den geworfen wurde und mit Handfesseln 
rausgeführt wurde. 

Einige Zeit später soll sie dann die verant- 
wortliche Koch draußen vor der JVA noch 
mal bedroht haben. 

Bei dem Prozess wurde allerdings schnell 
klar, dass die JVA unliebsame Besucher_in- 
nen nur ungern passieren lässt und jeglichen 
Anlass dazu benutzt, um ein Besuchverbot 
(das bei Leila immerhin 3 Monate galt) aus- 
zusprechen. Und dass die Justiz „ihre Kolle- 
gen“ nur ungern aufgrund dieser ungerecht- 
fertigten und unverhältnismäßigen Maßnah- 
men rügt oder gar verurteilt, wurde auch 
schnell klar. 

So wollte die Richterin den Prozess begin- 
nen, obwohl Leilas Anwalt (entschuldigt) 
noch nicht eingetroffen war. Vereinbart war, 
dass die Anklageschrift vorgelesen und die 
Personalien aufgenommen werden sollten. 
Da es sich aber angesichts der zu erwarteten 
Strafe um einen Fall nicht erforderlicher Ver- 
teidigung handelt, wollte die Richterin nicht 
noch länger warten und wollte schon die 
Zeug_innenvernehmung beginnen. 

Unter lautstarken Protest aus der Zuschau- 
er_innenriege wurde dies verhindert, auch 
wenn die Richterin mehrere Personen raus- 
schickte (sonst müsse „unmittelbarer Zwang“ 
angewendet werden). 


Zur weiteren Belustigung der 


Zuschauer_innen führte, dass die Staatsan- 
wältin bei der Verlesung der Anklageschrift 
die Beleidigungen von Leila, weswegen sie ja 
auch angeklagt war, mitzitieren musste („Ar- 
schloch, Pisser, Wichser“), woraufhin Beifall 
geklatscht wurde. Der Rausschmiss einer ver- 
dächtigten Person konnte aber verhindert 
werden. 

Nachdem der Anwalt doch kam, gab Leila 
eine Prozesserklärung ab und machte sonst 
keine Aussage mehr. Im Laufe des Prozesses 
wurde der Vorwurf des Hausfriedensbruchs 
dann eingestellt, weil nicht klar war, ob und 
zu welchem Zeitpunkt ein Hausverbot aus- 
gesprochen wurde. 

Warum dann aber der Widerstand gegen 
Vollstreckungsbeamte und die Nötigung wei- 
terhin beibehalten wurden, ist unklar. Denn 
wenn ja der Auslöser des Ganzen bzw. die 
Rechtmäßigkeit des Hausverbots nicht ab- 
schließend geklärt werden konnte, könnte ja 
auch der Widerstand und die Nötigung ge- 
rechtfertigt gewesen sein. Denn gegen eine 
unrechtmäßige polizeiliche Maßnahme ist es 
rechtens, sich zur Wehr zu setzen. Am Ende 
war die Richterin aber der Überzeugung, dass 
sie keine Zweifel an der Zeugenaussage hat, 
und Leila deswegen zu 90 Tagessätzen ver- 
urteilt wurde. 
http://www.freechristian.gulli.to 


Solidemo für Christian und 
Andrea in Tel Aviv 


Zwischen den viele Demonstrationen und 
Aktionen in den West-Bank haben israelische 
AnarchistInnen auch Zeit gefunden, mit ei- 
ner Kundgebung vor der deutschen Botschaft 
in Tel Aviv ihre Solidarität mit den in 
Deutschland gefangenen AntifaschistInnen 
Andrea und Christian zu zeigen. 


Am 30.6 haben sich 20 AktivistInnen vor 
der deutschen Botschaft in Tel Aviv versam- 
melt, um ihren Protest gegen die deutsche Re- 
gierung und ihre Solidarität mit dem antifa- 
schistischen Widerstand in Deutschland zu 
zeigen. Obwohl es viel mehr Polizei als De- 
monstranten gab, war die Stimmung gut, vor 
allem als vor Kurzem gelernte Parolen auf 
deutsch gerufen wurden, die viele an ihren 
letzten Aufenthalt in Berlin erinnerten. 

Neben einem großen Transparent, worauf 
auf Hebräisch zu lesen war: „Freiheit, ohne 
Zäune, ohne Grenze“ gab es auch zwei Pla- 
kate auf Deutsch, die die eher lustige Situa- 
tion (von einer israelischen Perspektive aus 


gesehen) in der deutschen Linke humorvoll 
kommentierten: „Nie wieder Deutschland, 
Nie wieder Israel“ und „Gegen Antisemitis- 
mus, Gegen Zionismus“. Außerdem gab es 
natürlich auch ein Plakat auf Englisch „Free 
Christian and Andrea, Nazis raus“ und eine 
große Antifa Fahne. 

Quelle: Indymedia 


Zur Briefzensur bei Gabriel 
Pombo da Silva 


Der Anarchist Gabriel war 20 Jahre in spa- 
nischen Knästen inhaftiert, davon 15 Jahre 
in Isolation. Er ist in Deutschland zu weite- 
ren 13 Jahren verurteilt worden. 

Wir dokumentieren einen Brief eines oder 
einer BesucherInnen an den Anstaltsleiter 
Gries der JVA Aachen, in der Gabriel weg- 
esperrt ist. 

An Anstaltsleiter Dr. Gries, JVA Aachen, 
Krefelder Str. 251, 52070 Aachen 

Stadt, Datum 
Geehrter Herr Dr.Gries 

Im Strafvollzugsgesetz haben wir folgende 
Gesetze gefunden, die sich auf den Schrift- 
wechsel mit Personen in Haft beziehen 

$ 28 StVollzG (Gesetz) Recht auf Schrift- 
wechsel 

(1) Der Gefangene hat das Recht, unbe- 
schränkt Schreiben abzusenden und zu emp- 
fangen. 

(...) 

$ 30 StVollzG (Gesetz) Weiterleitung von 
Schreiben. Aufbewahrung 

(1) Der Gefangene hat Absendung und 
Empfang seiner Schreiben durch die Anstalt 
vermitteln zu lassen, soweit nichts anderes 
gestattet ist. 

(2) Eingehende und ausgehende Schrei- 
ben sind unverzüglich weiterzuleiten. 

(-:.) 
$ 31 StVollzG (Gesetz) Anhalten von 
Schreiben 

(...) (3) Ist ein Schreiben angehalten wor- 
den, wird das dem Gefangenen mitgeteilt. 
Angehaltene Schreiben werden an den Ab- 
sender zurückgegeben oder, sofern dies un- 
möglich oder aus besonderen Gründen un- 
tunlich ist, behördlich verwahrt. 

Wir erwarten, dass sich auch die JVA Aa- 
chen an diese vorgeschriebenen Regeln hält. 

Seit einiger Zeit wird der Briefwechsel mit 
unseren Genossen Herrn Pombo da Silva, In- 
sasse in der JVA Aachen, erschwert. Briefe 
werden viel später bis gar nicht weitergege- 
ben. 

Sie erschweren bzw. verhindern damit laut 
Ihren eigenen Gesetzen widrigerweise den 
Kontakt nach draußen. Wir erwarten, dass Sie 
die ohnehin schon gefängnisgegebene Isola- 
tion nicht noch weiter vorantreiben und die 
Post ungehindert aushändigen bzw. raus- 
schicken. 

Post, die Sie nicht weiterreichen, senden Sie 
zurück an den Absender, der auf jedem Brief 
zu finden ist. 

Mit freundlichen Grüßen ... 


Über Zwangsarbeit 
und andere Rechte ... 


Am 28. März dieses Jahres erscheint auf 
dem Tele-Text des WDR eine aufschlus- 
sreiche Nachricht: Die Gefangenen produ- 
zieren 5 Millionen Euro. 


Dieser Artikel bezeugt zusammengefasst, 
dass allein in den Gefängnissen des 
Rheinlandes (wahrscheinlich ist NRW ge- 
meint) die Gefangenen 2007 4,49 Millionen 
Euro Profit durch ihre Arbeit hervorge- 
bracht haben. Im Vergleich zu 2006, wo die- 
se Gewinne 4,45 Millionen Euro betrugen, 
hat sich die Produktion noch gesteigert ... 

In einer Pressekonferenz bestätigt die 
NRW-Justizministerin Müller-Piepenkötter 
in Bezug auf diese Daten zynisch, dass die 
Beschäftigung der Gefangenen eine wich- 
tige Zielvorgabe ist, um sie in die Kultur der 
Arbeit zu integrieren (ohne Anführungs- 
zeichen, da über 2 Kurven zurück über- 
setzt). Und etwas später: Die Selbstfinan- 
zierung der Anstalten durch die Arbeit der 
Gefangenen macht die Angelegenheit so er- 
träglicher (ohne Anführungszeichen s.0.). 

Es lässt sich zweifellos nichtleugnen, dass 
die erlauchte Ministerin eine mutige Person 
ist. Es gibt wenig Länder, die es wagen, Zah- 
len zu nennen bezüglich der abgetauchten 
Wirtschaft ihrer Gefängniseinrichtungen. 

Ich (wiederum) glaube, dass die Lektüre 
ihrer Aussage kein Missverständnis erlaubt. 
Es ist klar (völlig legal und im Scheinwer- 
ferlicht der Medien): der Gefangene muss 
arbeiten und zusätzlich beitragen zu den 
Kosten, die sein Eingesperrtsein für den 
Staat verursacht. Worüber man natürlich 
nicht spricht, weder die Ministerin noch an- 
dere bekannte Fachleute, das ist das inter- 
ne Funktionieren der Gefängnisse inklusi- 
ve der Mechanismen der Zwangsarbeit. 
Nicht, weil die etwa illegal wären, sondern 
weil, je weniger man über diese Bedingun- 
gen weiß, um so weniger stellen sich Fra- 
gen, entwickelt sich Kritik. Immer unter der 
Voraussetzung, dass solche Informationen 
überhaupt jemanden interessieren (was in 
diesem Land nicht der Fall ist) ... 

(..) 

Wenn ich sage, dass es in diesem Land 
kein Interesse gibt, die Zustände zu entlar- 
ven, beziehe ich mich aufs Allgemeine (das, 
was sie öffentliches Interesse nennen, so als 
sei das wirklich für jemanden von Bedeu- 
tung), denn es gibt immerhin Betroffene 
und Interessierte. 

Es gibt beispielsweise in den Gefängnis- 
sen eine Vereinigung und ein Kollektiv von 
Gefangenen (von außen unterstützt durch 
einige Rechtsanwälte etc.) die seit Jahren 
ankämpfen gegen Machtmissbrauch, Psy- 
choterror im Gefängnis, die Haft- und Ar- 
beitsbedingungen etc. etc. 

Diese Organisation nennt sich W.I (Inter- 
essenvertretung Inhaftierter), was so viel 
heißt wie ... (... naja, noch mal übersetzt 
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brauchen wir das im Deutschen nicht / d.Ü.) 

Unabhängig davon, ob ich die Interessen, 
die sie vertreten, und die Mittel, die sie ein- 
setzen (Klagen, Beschwerden, Anschreiben 
an Massenmedien), von dem Augenblick 
an, wo sie aufbegehren und dafür isoliert 
und zerstreut werden usw. bin ich als Li- 
bertärer an ihrer Seite. 

Wie auch immer, nach direktem Kontakt 
im Gefängnis mit einem ihrer „Repräsen- 
tanten“ und in Folge von Gesprächen und 
Auseinandersetzungen haben wir be- 
schlossen, einen Hungerstreik zu machen, 
um zu protestieren gegen die Isolationsbe- 
dingungen von Nadine Tribian (eines der 
Mitglieder der Organisation) sowie gegen 
ihre Internierung und Verschleppung in ein 
Gefängnis, in dem sie sich in einer völlig 
feindseligen Umgebung befindet, weil sie 
(zusammen mit anderen Gefangenen) einen 
Schließer (Gefängnisaufseher, Büttel) für 
Vergewaltigung und sexuellen Missbrauch 
in „Ausführung seiner Funktionen“ ange- 
zeigt und zur Verurteilung gebracht hat. 

Ich bringe meine bedingungslose Solida- 
rität ein für diese Genossin und die politi- 
sche Arbeit des Zusammenschlusses Iv.I 
(und die Genossen, die Teil davon sind). 
Aber meine Solidarität geht über den kon- 
kreten Fall hinaus, um sich auszubreiten ge- 
gen jede Einrichtung des Einsperrens und 
Bestrafens, gegen jede lebenslängliche Ver- 
urteilung oder Todesstrafe und gegen jedes 
System der Isolation und Folter. 

Der Hungerstreik wird stattfinden zwi- 
schen dem ersten und siebten August, und 
wer seine Solidarität zeigen will, kann das 
eigenen Maßstäbe entsprechend tun: 

Faxe ans Justizministerium in Düsseldorf 
schicken, an das Gefängnis, wo sich Nadi- 
ne befindet, an deutsche Konsulate usw. nur 
mal als Beispiele ... 

(.-) 

Was die innere Organisation der Gefäng- 
nis-Industrie (um dem Ding einen Namen 
zu geben) in Deutschland betrifft, muss man 
erklären, dass es eines der repressivsten in 
Europa ist. Die Repression ist nicht schwan- 
kend (bzw. konjunkturbedingt) etwa wie 
mit Schließern, denen die Hand ausrutscht), 
sondern systematisch ... Das heißt, das 
ganze „System“ und die Abläufe (Polizei - 
Justiz - Knast) sind entworfen, juristische 
Zusammenbau-Verurteilungs-Farcen und 
weitere Verurteilungen herzustellen, die die 
Gefängnisse mit Produktivkräften füllen 
(Subproletariat), die zum Arbeiten ge- 
zwungen werden. So wird der Gefangene 
zum Gläubiger (Kreditor) des Staates, so- 
wohl für die Kosten der Justiz ( - es nützt 
ja nichts, sich als „insolvent“ zu erklären, 
da das Gefängnis dir eine Arbeit „anbietet“ 
und du mit dieser Arbeit das zahlen kannst, 
was du dem Staat schuldest -) als auch für 
die Bezahlung der Zelle: Bett, Bettwäsche, 
Wäscherei, Mahlzeiten usw. 

Unbeugsame und Unempfängliche ge- 
genüber dem Gefängnis-System sind sel- 
ten. Die ungeheuere (maßlos große) Mehr- 
heit akzeptiert die Bedingungen, gutwillig 


Letzte und ergänzende 
Infos zu Nadine 


Nadine ist mittlerweile wieder in die JVA 
Bielefeld zurückverschubt worden. An 
besagtem Kurs konnte sie, wie es hieß 
wegen „Überqualifikation“, nicht teil- 
nehmen, obwohl ihre Papiere mit ihren 
Angaben etc. der Anstaltsleitung vorla- 
gen. Der von Pit Scherzl, Sprecher der 
I.I (Interessenvertretung Inhaftierter) 
geäußerte Verdacht, dass es sich in die- 
sem Fall um eine Alibiverlegung han- 
delt, ist damit wohl bestätigt. Was sol- 
che Maßnahmen der Psyche eines Men- 
schen antun, brauche ich hier wohl 
nicht weiter zu erläutern. 

Das Mitglied der Strafvollzugskom- 
mission des Landtags in NRW, Herr 
Sichau, ist im Falle von Nadine (und di- 
verser anderer) sehr aktiv und setzt sich 
für die Gefangenen ein. Wie Nadine mir 
schrieb, hat er sich recht unbeliebt bei 
den Verantwortlichen in nordrhein- 
westfälischen JVA’s gemacht. Wieder- 
holt hat er die Verhältnisse, Praktiken 
und auch die Beamtenschaft scharf kri- 
tisiert, - „ Er hat die Wahrheit geschrie- 
ben“, so Nadine. Auch Herr Sichau ver- 
mutet hinter den nicht enden wollen- 
den Schikanen im Falle von Nadine Ab- 
sicht. 

Nach 23 Monaten hatte Nadine nun 
auch wieder einen Termin beim Psy- 
chiater. „Er sagte, dass er erschrocken 
sei und mich noch nie so fertig gesehen 
hat“, schrieb sie mir in ihrem letzten 
Brief. Seiner Meinung nach muss sich 
an Nadines Haftsituation unverzüglich 
etwas ändern (Verlegung und Locke- 
rung ...), damit sich ihr Gesundheitszu- 
stand wieder bessert. Sollte dies nicht 
geschehen, so ist es - laut dem Arzt - 
„vorhersehbar, dass Nadine noch kran- 
ker und auch körperlich weiter sehr 
stark abbauen wird! 

Michel vom Mauerfall 


oder widerwillig, denn für den gegenteili- 
gen Fall sehen sie sich gegenüber der Ver- 
weigerung des notwendigen Geldes, um das 
Minimum zu bezahlen, um in der Knast- 
unterwelt überleben zu können: Tabak, 
Kaffee, Lebensmittel usw. 

Die wirtschaftliche Erpressung ist nur ein 
kleiner Teil der Mittel, über die die Straf- 
vollzugsverwaltung verfügt ... De facto 
müssen die, die nicht arbeiten, sich auf ein 
härteres Regiment einstellen, das heißt 23 
Stunden am Tag in der Zelle eingesperrt sein 
(eine Stunde Hofgang) und ohne Ge- 
währung des „intimen“ Besuchsraums 
(Langzeitbesuch) mit der Familie oder ge- 
fühlsverbundenen Gefährt/inn/en usw. 
usw. 

Insgesamt werden dir in Deutschland 
„Pflichten“ auferlegt, aber zähle nicht auf 
irgendein „Recht“ ... Es gibt keine Straf- 


vollzugs-Überwachungs-Richter und nicht 
einmal ein einheitliches Strafvollzugsge- 
setz ... 

(...) 

Da die meisten Gefangenen Ausländer 
sind (viele sprechen die Sprache nicht und 
kennen noch weniger die Gesetze und 
„Rechte“), werden sie zu idealen Opfern in 
den Händen von Rechtsanwälten, Richtern 
und anderen Individuen ohne Ethik, Moral 
und Gewissensbisse. 

Der Anteil an Analphabeten ist beein- 
druckend und die meisten kommen aus 
Ländern, in denen sie noch viel brutaler be- 
handelt werden (besonders die, die aus Län- 
dern der ehemaligen UdSSR und | 
aus Afrika kommen). Es ist auch 
unnütz, ihnen zu sagen, dass alles, 7. 
was die hier machen, nicht etwa nur 
illegal ist, sondern amoralisch. Sie 
zucken höchstens mit den Schul- 
tern und fragen: „Was bedeutet das: 
‚amoralisch’“? Oder: „Was ist denn 
das: ‚die Menschenrechte’“? 

Viele von ihnen arbeiten, weil sie 2 
so einen Teil ihres Lohnes an dieun- 
ter unmenschlichen Bedingungen 2 
in ihren Ländern gebliebenen Fa- 
milie schicken können ... 

Zusammengefasst: Man bestraft # 
also nicht nur das Elend, man beu- 
tet auch das Unwissen aus. 

Das ist der unmoralische Charakter einer 
der „Antriebs“-Länder dieser „Europäi- 
schen Union“, die, wie wir alle wissen, das 
Europa des Kapitals und seiner Büttel ist. 
Ein Europa, in dem die Waren fließen (zir- 
kulieren) können, in dem man die Betriebe 
auslagern kann aus einer „rentabelen“ Re- 
gion in eine noch rentablere, das Blut der 
Arbeiter saugen kann, um sie dann, wenn 
sie nicht mehr „produktiv“ sind, mit einem 
Tritt in den Hintern beiseite zu schieben, 
Personen kontrollieren, sie einsperren und 
foltern kann usw., ohne dass einer dieser 
Schufte sich irgendwie um ein „Referen- 
dum“ (wie z.B. das über die europäische 
„ Verfassung“) kümmern müsste, um die In- 
teressen, die Rechte und die Würde der 
Menschen. 

(.:;) 

Es gibt zu vieles, das ich noch schreiben 
möchte, doch ... für dieses Mal werde ich es 
belassen bei diesen Erklärungen, die dazu 
bestimmt sind, die Erinnerung aufzufri- 
schen an die Statthalter, die über die ganze 
Weltkugel hinweg von „Menschenrechten“ 
und „Demokratie“ sprechen. 

Und, wie es La Polla Record singt: 

Das wird kommen, das wird kommen 

Jeder Bürger kommt an die Reihe, die Rei- 
he. Die Demütigung wird gerächt werden 

Kämpferische Grüße an die, die weltweit 
kämpfen. 

Gabriel 
Ganz herzlichen Dank an Bir vom AKP (Au- 
tonomes Knastprojekt) für die Übersetzung! 


Adressen: 
Nadine Christiane Tribian 


Umlostraße 100 

33649 Bielefeld 
Gefängnisverwaltung Bielefeld : 

JVA Bielefeld-Brackwede II 

Zinnstraße 33 

33649 Bielefeld 

Telefon: 0521- 4899 O0 

Fax: 0521- 4899 123 

E-Mail: poststelle@jva-bielefeld-brack- 
wede2.nrw.de 
Justizministerium NRW : 

Martin-Luther-Platz 40 

40212 Düsseldorf 


Knast und 
Resozialisierung ... 


Als 1976 der Deutsche Bundestag das Straf- 
vollzugsgesetz verabschiedete, bestimmte 
er in dessen S 2 als Aufgabe des Freiheit- 
sentzuges, die Befähigung der Gefangenen, 
„künftig in sozialer Verantwortung ein Le- 
ben ohne Straftaten zu führen.“ 

Dieser als „Resozialisierungsvollzug“ be- 
zeichnete Strafvollzug versteht unter „so- 
zialer Verantwortung“ eine Haltung, in der 
straffreie Lebensführung am ehesten er- 
wartet werden kann (Böhm in Kommentar 
zum StrVollzG, Hrsg. Schwind/Böhm, 4.A. 
$ 2 Rz. 13) Hilfreich sei zwar „Angst vor 
Strafe“, so Böhm (a.a.0.), jedoch könne man 
diesen Begriff auch so deuten, dass ihr die 
Erkenntnis zu Grunde liege, wonach die 
rechtlichen Regeln dem „gedeihlichen Zu- 
sammenleben in der staatlichen Gemein- 
schaft dienen“. 

Wie sehen nun die Rückfallzahlen in 
Deutschland, unter Berücksichtigung des 
erwähnten „Resozialisierungsvollzuges“, 
aus ? Zum Stichtag 31.03.2006 (Stat. Bun- 
desamt, http://www.destatis.de; Tabelle 4 
„Strafvollzug“ der Fachserie 10 Reihe 1 
„Ausgewählte Zahlen für die Rechtspfle- 
ge“) waren 65% der Gefangenen vorbe- 
straft. 

Von diesen wiederum hatten 64,7% als 
schwerste Vorstrafe eine Freiheitsstrafe. 

Wer einmal in Haft sitzt, wird also nicht 
nur mit hoher Wahrscheinlichkeit wieder 


dorthin zurückkehren (mancher kennt Fal- 
ladas Satz „Wer einmal aus dem Blecknapf 
frisst, das Wiederkommen nicht vergisst“), 
er /sie hat auch nur geringe Chancen, vor 
Ende seiner Haft auf Bewährung frei zu 
kommen (nur ca. 30% der Gefangenen 
kommen vor Vollbüßung der Strafe frei; 
vgl. Tröndle/Fischer, StGB-Kommentar, 
54.A., 8 57 Rz. 1). 

Scheinbar fördert die Knastzeit weder 
Angst vor weiter Haft, noch die „Einsicht“, 
dass die Befolgung von Gesetzen einem 
„gedeihlichen Zusammenleben“ förderlich 
sein soll. Was könnte eine Erklärung hier- 
für sein? 

Meiner Ansicht nach hängt vieles 
' mit dem Anti-Aufklärerischen Zu- 
- stand unserer (kapitalistischen) Ge- 
- sellschaftsordnung zusammen. Ver- 
körperte die Aufklärung in ihrem 
——; Kern den Anspruch auf Mündigkeit 

„ des Individuums oder um es mit Kant 
zu sagen: „Aufklärung ist der Aus- 
gang des Menschen aus seiner 
selbstverschuldeten Unmündigkeit“ 
(selbstverschuldet, weil der Einzelne 
zu faul oder zu feige ist zum Selber 
-Denken; unmündig, weil man sich 
seines Verstandes nicht ohne Lei- 
tung eines anderen bedienen kann), 
so würde Resozialisierung in auf- 
klärerischem Sinne bedeuten, die 
Gefangenen anzuleiten, aus dieser selbst- 
verschuldeten Unmündigkeit herauszutre- 
ten. Freilich setze dies ein Gegenüber vor- 
aus, nämlich auf Seiten der Justiz, welches 
ebenso fähig wie willens ist, diesem An- 
spruch gerecht zu werden. 

Allzu einfach wäre es, den Inhaftierten 
die (alleinige) Verantwortung für ihr 
Schicksal aufzubürden, denn der Strafvoll- 
zug in einem kapitalistischen Gefüge zielt 
gerade nicht auf Veränderung der Leid ma- 
chenden Verhältnisse (die die Gefangenen 
in den Knast führten), sondern auf indivi- 
duelle Lösungen: Ziel ist es, geglättetes, rei- 
bungsloses Funktionieren des Individuums 
(hierzu vgl. Böhme in „Die Relevanz der 
Freudschen Psychoanalyse“ in Cee-Ieh- der 
Conne Island newsflyer, Mai 2008 (Nr. 154), 
S. 30-39; http:/[www.conne-island.de). 

Aber selbst an diesem Ziel scheitert, wie 
die hohe Zahl der Rückfälle belegt, die Ge- 
fängnisadministration. 

Innerhalb des Vollzuges gelingt es (über- 
raschender Weise?) dem Justizpersonal, das 
letztgenannte Ziel weitestgehend zu ver- 
wirklichen; die Mehrzahl der Gefangenen 
fügt sich reibungslos in den Haftalltag ein 
und kritisiert Mitgefangene, die sich Oppo- 
sition stellen. 

Aber auf freien Fuß gesetzt, dauert es of 
nicht lange, und der/die Ex - Gefangenen 
steht wieder vor Gericht, denn eine Befrei- 
ung des Subjektes hat nicht stattgefunden. 
Und sie wird auch nicht stattfinden, solan- 
ge sich nicht die gesamtgesellschaftlichen 
Verhältnisse geändert haben. 

Thomas Meyer- Falk, c/o JVA-Z. 3113, 
Schönbornstrasse 32, D- 76646 Bruchsal 
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Redebeitrag von Anarchist Black Cross - 
Berlinauf einer Antirepressionsdemo, 10.7. 


Erneut mehrere Todesfälle in 
Berliner Knästen 


Nachdem Gisela von der Aue in einer Anfra- 
ge von Dirk Behrendt feststellte, dass es in den 
Berliner JVAs bis April zu keinem offiziellen 
Suizid kam, gab es seit dem 30.05.2008 gleich 
drei. Neben den drei Suiziden kam es zwischen 
Januar und April in den Berliner JVA?s zu zwei 
„natürlichen“ Todesfällen. 

In der Nacht vom 29. auf den 30.05. hat sich 
ein 18-Jähriger im Polizeigewahrsam Tempel- 
hof erhängt. Für ihn war dies sein zweiter Kna- 
staufenthalt und schon der erste war für ihn 
ein schockierendes Erlebnis. Auch wenn der 
Polizeipräsident Glietsch danach erklärte, dass 
dieser Suizid auf eine „Kurzschlussreaktion“ 
zurückzuführen sei, sagen wir, das Knäste 
dafür geschaffen sind, Menschen kaputt zu 
machen, und Menschen, die diesem Druck 
nicht standhalten keine „Kurzschlussreaktio- 
nen“ begehen, sondern von der Systematik der 
Knastlogik ermordet werden. 

Schon drei Tage später erhängte sich ein 24- 
Jähriger in der JVA Moabit, auch über diesen 
Fall ist in der Öffentlichkeit wenig bekannt ge- 
worden. 

Wie am 19.06.08 bekannt wurde, brachte 
sich am 18.06.08 ein Mann in der JVA Plöt- 
zensee um. Der Mensch wurde in den frühen 
Morgenstunden tot aus der JVA geschafft. Bei 
ihm soll es sich um einen Obdachlosen han- 
deln, er hatte wohl nur eine geringe Haftstra- 
fe (ein wenig mehr als einen Monat) abzusit- 
zen. Auch bei diesem Fall erfuhr die Öffent- 
lichkeit kaum etwas zu den Hintergründen. 
Dies könnte daran liegen, dass Gisela von der 
Aue seit November 2006 von sich aus keine 
Todesfälle in Haft mehr bekannt gibt. Deshalb 
liegt es einmal mehr an uns allen, eine Ge- 
genöffentlichkeit zu schaffen, informiert euch 
und andere. 

Wir wollen deshalb an dieser Stelle auch 
noch an den Selbstmord am 22. Juni 2008 in 
der JVA Aichach erinnern. Dort nahm sich 
Frau Ludthard, die für den Bau vom Bombe- 
nattrappen, mit denen sie gegen den Irakkrieg 
protestieren wollte, verurteilt worden war, das 
Leben. In der Haft verhielt sie sich unbeugsam 
und ließ sich nicht einschüchtern. So wurde 
sie zahlreichen Schikanen ausgesetzt. Mit dem 
Eingesperrt -Sein und den Schikanen kam sie 
psychisch nicht zurecht. Offensichtlich zün- 
delte sie immer wieder, um sich mit Hilfe des 
giftigen Rauchs umzubringen. Zum Glück oh- 
ne Erfolg. Am 22. Juni hatte Frau Luthardt 
nicht gezündelt. Sie wurde erhängt in ihrer 
Zelle gefunden. 

Ab dem 1. August wird es in Deutschland 
einen bundesweiten Hungerstreik der Gefan- 
genen geben um gegen die unmenschlichen 
Bedingungen der Gefängnisse zu protestieren. 
Schon jetzt haben über 470 Gefangene an- 
gekündigt an diesem teilzunehmen. Lasst uns 
gemeinsam für die Forderungen der Gefange- 
nen draußen eine Öffentlichkeit schaffen. 
Knäste zu Baulücken! 
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No prison! No state! 


Internationales Anti-Knast Wochenende 


Staatliche Repression gegen AktivistInnen 
aus linksradikalen, anarchistischen sowie an- 
deren revolutionären bzw. sozialen Bewe- 
gungen nimmt stetig zu. Dem Thema Knast 
wird trotzdem zu wenig Aufmerksamkeit ge- 
geben. Obwohl wir in Zeiten von weltweiten 
Anti-Terror-Gesetzen, innerer Sicherheits- 
Stimmung, Datenspeicherung und Ermitt- 
lungsmethoden wie Paragraf 129a/b immer 
öfter mit der letzten Stufe der Repression 
Knast konfrontiert werden. 

Vom 26.-28.09 wird in Kiel ein Anti-Knast 
Wochenende unter dem Motto „No prison! 
No state!“ stattfinden, bei dem neben aktiven 
Anti-Knast-Zusammenhängen auch alle an- 
deren interessierten bzw. aktiven Zusam- 
menhänge und Einzelpersonen aus der auto- 
nomen, anarchistischen und linksradikalen 
Bewegung aufgefordert sind, sich über das 
Thema zu informieren und sich damit aus- 
einanderzusetzen. Neben Informationen von 
Anti-Knast Gruppen aus ganz Europa wird es 
Aktionen und eine große Soli-Party geben. 
Weitere Infos werden folgen. 

Kontakt und Infos: noprison_nostate@ri- 
seup.net 


Bundesinnenministerium ver- 
bietet Produktion kurdischer 
TV-Sendungen in Deutschland 


Die Durchsuchungen der Studioräume der 
Firma VIKO in Wuppertal am 7. Mai waren 
wie befürchtet nur das Vorgeplänkel für die 
Absicht des Bundesinnenministeriums, die 
Ausstrahlung von Sendungen des kurdischen 
TV-Senders ROJ TV zu verbieten. Dies ist nun 
eingetreten. 

Laut Verfügung vom 13. Juni, gerichtet an 
die Verantwortlichen der in Dänemark an- 
sässigen Firmen Mesopotamia Broadcast A/S 
METV und ROJ TV sowie VIKO in Wupper- 
tal, lässt der Innenminister letztere als „Tei- 
lorganisation von ROJ TV“ auflösen. Meso- 
potamia Broadcast A/S darf sich danach „im 
Geltungsbereich des Vereinsgesetzes nicht 
mehr durch den Fernsehsender ROJ TV A/S 


N RoıTV heißt 
. Neinungsireiheit! se 


Handg weg von ROJ TV 


betätigen“. Es wird behauptet, die Tätigkeit 
des Fernsehsenders laufe Strafgesetzen zu- 
wider und richte sich „gegen den Gedanken 
der Völkerverständigung“. Zudem wird be- 
hauptet, der TV-Sender betätige sich für die 
in Deutschland seit 1993 verbotene PKK 
„(heute KONGRA-GEL)“ und sei somit deren 
„Sprachrohr, um ihre Anhängerschaft in Eu- 
ropa mit Nachrichten zu versorgen“. Zudem 
diene die Tätigkeit zur „Aufrechterhaltung 
des organisatorischen Zusammenhalts der 
Organisation“. VIKO wiederum sei „Teilorga- 
nisation“ von ROJ TV. 

Das Verbot wird mit der unverfrorenen und 
durch nichts bewiesenen Behauptung ge- 
rechtfertigt, der kurdische Sender beein- 
trächtige und gefährde „das friedliche Zu- 
sammenleben von Deutschen und Auslän- 
dern und verschiedenen Ausländergruppen 
im Bundesgebiet, die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung und sonstige erhebliche Inter- 
essen der Bundesrepublik Deutschland“. Wei- 
ter wird polemisiert, dass die aufgrund der 
Sendungen „Gewaltanwendung als Mittel 
zur Durchsetzung politischer Belange“ her- 
vorgerufen werde und Vereinigungen „in- 
nerhalb und außerhalb des Bundesgebietes“ 
unterstützt, die „Anschläge gegen Personen 
und Sachen veranlassen, befürworten und 
androhen.“ 

Verboten wird die Bildung von Ersatzor- 
ganisationen derTV-Produktionsfirma VIKO, 
vorhandenes Vermögen zugunsten des Bun- 
des beschlagnahmt und eingezogen. 

Mit diesem Verbot erweist sich Bundesin- 
nenminister Wolfgang Schäuble als der ver- 
längerte Arm und willfährige Vollstrecker der 
türkischen Regierung, der schon seit Jahren 
die kurdischen Medien ein Dorn im Auge 
sind. Hat sich bislang die dänische Regierung 
geweigert, dem türkischen Druck auf Entzug 
der Lizenz von ROJ TV nachzugeben, de- 
monstriert Deutschland wieder einmal, dass 
es im kurdisch-türkischen Konflikt auf der 
Seite der Unterdrücker steht. Ausgerechnet 
diese Bundesregierung glaubt, dem kurdi- 
schen Sender vorwerfen zu können, seine 
Tätigkeit richte sich gegen den Gedanken der 
Völkerverständigung. Wie das Friedensfor- 
schungsinstituts SIPRI Anfang Juni in sei- 
nem Jahrbuch feststellte, nimmt Deutschland 
den sechsten Platz der weltweiten Militär- 
ausgaben (23,7 Milliarden Euro) ein und die 
Türkei gehört neben Griechenland und Süd- 
afrika zu den wichtigsten 
Abnehmern deutscher Waf- 
fen. Die Bundesregierung 
befindet sich wie der NATO- 
Partner Türkei auf Kriegs- 
kurs gegen die Kurden - die 
einen mit Waffen, die ande- 
ren mit dem Polizei- und 
Strafrecht. 

Wehren wir uns gemein- 
sam gegen diese Vernich- 
tungs- und Zerschlagungs- 
strategie. 

AZADi e.V., Rechtshilfe- 
fonds für Kurdinnen und 
Kurden 


Belgien 


Solidarität bricht 
Repression 


Liebe GenossInnen 

Die starke Solidaritätsarbeit im Zusam- 
menhang mit dem Versuch der belgischen 
und internationalen Repression, die Rote 
Hilfe Belgiens und die Rote Hilfe Interna- 
tional in ihrem Aufbauprozess anzugreifen, 
zeigte seine ersten Früchte: 

e Drei der vier und 1 Gefangenen mus- 
sten sie, zwar ohne den Haftbefehl aufzu- 
heben, bedingt entlassen. Sie alle erwarte- 
ten viele FreundInnen, Verwandte, Genos- 
sInnen mit Fahnen und Spruchbändern. Die 
verschiedensten bürgerlichen Medien wa- 
ren präsent und im TV mussten sie den herz- 
lichen Empfang wie die Gefangenen mit er- 
hobenen Fäusten beim Verlassen der ver- 
schiedenen Knäste filmen. 

e Jea-Francois ist immer noch im Hun- 
gerstreik. Beim Haftrichter musste die 
Anklägerin einen Schritt zurück und laut 
und deutlich sagen, dass es ihm natürlich 
nicht verboten sei, die RH-Sitzungen zu be- 
suchen!! Nur der Kontakt zu Bertrand Sas- 
soye, mit dem er Jahre zusammen im Knast 
war, sei nicht erlaubt gewesen!! J-F ist im- 
mer noch im Hungerstreik! Ihm gilt unse- 
re spezielle Solidarität. 

° In den bürgerlichen Medien kippt die 
Stimmung zugunsten unserer GenossInnen 
langsam, aber sicher: Das neue Antiterror- 
gesetz und seine erste wirkliche Anwen- 
dung wird in Frage gestellt... Damit wächst 
der Druck auf die Anklägerin .... 

° In Belgien hat sich die Rote Hilfe durch 
die Antwort an die Angreifenden verstärkt, 
zahlreiche Soli-Gruppen haben sich gebil- 
det: s5s (Solidarität mit den 5 Verhafteten), 
Angehörige treffen sich jeden Tag, nach- 
dem die Kinder in Krippe oder Schule sind, 
in der Kneipe, wo Bertrand arbeitet, Ber- 
trands Chef organisiert eine Ausstellung in 
der Kneipe, sein Verleger ließ in Tageszei- 
tungen seine Bücher propagieren, usw. usw. 

e Der internationale Solidarität ist enorm. 
Von Italien, Deutschland, Frankreich und 
der Schweiz kommen immer mehr Mel- 
dungen von Solidaritätsaktionen und Soli- 
daritätsbotschaften ... Auch hier zeigt sich 
klar: Die internationale Konterrevolution 
rückt im präventiven Bereich zwar vor, aber 
ganz im Sinne einer Dialektik mobilisieren 
und organisieren wir uns entsprechend. Die 
jetzige Mobilisierungsfähigkeit in Belgien 
wie im restlichen Europa zeigt klar: Die In- 
itiative der international agierenden Kon- 
terrevolution kann gestoppt werden und 
GenossInnen wieder aus ihren Klauen be- 
freit oder aber bessere Bedingungen er- 
kämpft werden. 

Am Samstag, 19. Juli, organisiert die Ro- 
te Hilfe International, zusammen mit der 
Roten Hilfe Belgien eine internationale De- 
monstration vor dem Knast in Brüssel. 
Kommt zahlreich, verschickt Grußbot- 


schaften oder zeigt Eure Solidarität sonst 
wie ... 

(...) Schreibt Bertrand und Jean-Francois 
Postkarten schickt ihm Flyer, Plakate oder 
so: 

Jean-Frangois Legros, Prison de Verviers, 
81, Ch. de Heusy, B-4800 Verviers 
Bertrand Sassoye, Prison de Forest, Avenue 
de la Jonction 52, B-1190 Bru.elles 
www.rhi-sri.org www.secoursrouge.org 


Offener Brief von Bertrund 


Kleiner offener Brief an die Mitglieder des 
Secours Rouge und an alle, die sich für un- 
sere Befreiung eingesetzt haben und einset- 
zen 


Liebe GenossInnen, liebe FreundInnen, 

Heute hatte ich die große Freude, von der 
Freilassung von Wahoub, Abdallah und 
Constant zu erfahren. 

Dass ihr vor den Toren des Knastes ein 
Empfangskomitee von mehreren Dutzend 
Personen improvisieren konntet, ist für 
mich ein weiteres Indiz der Mobilisie- 
rungskapazitäten, die ihr entwickeln konn- 
tet - um so mehr, als das Ganze kurz nach 
der Versammlung vor dem Gerichtsgebäu- 
de und einige Tage nach der Kundgebung 
von mehreren 100 Personen (und einem 
Hund) vor den Knästen geschah. 

Ich bin über diese Befreiungen dermaßen 
froh und dermaßen stolz darauf, dass der 
Secours Rouge dem Schock nach einem so 
großen und brutalen Polizeieinsatz nicht 
nur standgehalten hat, sondern auch im- 
stande war, in die Offensive zu gehen. 

So verwandeln sich die Dinge in ihr Ge- 
genteil, ein x-tes Daumenschrauben-An- 
ziehen in eine Niederlage der Reaktion. 

Ihr habt gestern in der Anklagekammer 
wohl auch den Staatsanwalt bei den Rich- 
tern klagen gehört, weil das Verfahren „auf 
die öffentliche Straße“ gebracht und „me- 
diatisiert“ und „politisiert“ worden sei. Das 
würde, so sagte er, der „Ausgeglichenheit 
der Debatten“ schaden. 

Wohlbekannt ist, dass die von ihnen ein- 
geforderte „Ausgeglichenheit der Debat- 
ten“ ihnen dazu dient, ihre kleinen drecki- 
gen Repressionsbedürfnisse grenzenlos und 
diskussionslos auszuüben. 

Auf dass alle merken, dass der Feind in 
der Defensive ist. Es kommt überhaupt nicht 
in Frage, sich mit simplen Befreiungen zu 
begnügen. 

Dieses Verfahren ist eine Gelegenheit, um 
die Partisanen der Doktrin der „präventi- 
ven Konterrevolution“ im Staatsapparat 
wenn auch nicht aufzuhalten, so doch so- 
lide abzubremsen. 

Diese Leute begnügten sich nicht mit der 
Anhäufung eines - technisch, juristisch, or- 
ganisatorisch und personell - immer mäch- 
tigeren repressiven Arsenals: sie wollen es 
bei der kleinsten Anwandlung von Wider- 
stand anwenden. Auf dass sie sich die Pfo- 
ten verbrennen mit ihrem Übereifer! 

Es erscheinen Risse in der feindlichen 


Aufstellung: ein Sprecher der Staatsan- 
waltschaft erklärt etwa im Radio, dass das 
Antiterrorgesetz „Kinderkrankheiten“ ha- 
be, ein Sozialdemokratischer Parlamentari- 
er - der für das Gesetz gestimmt hat - er- 
klärt am Fernsehen, dass das Gesetz exzes- 
siv angewendet wird, usw. 

Kurz, sobald sie Gegenwind haben, schie- 
ben jene, die das Gesetz anwenden, und je- 
ne, die es ausgebrütet haben, sich gegen- 
seitig die Verantwortung für das Fiasko zu. 

Jener Polizist, der mir bei der ersten Ein- 
vernahme die Fotos vom Verlassen der Ver- 
sammlungen des Secours Rouge aneinan- 
derreihte und mich nach den Namen der 
Mitglieder der Hilfe fragte, vermeinte in der 
zweiten Einvernahme sagen zu müssen, 
dass ihn der Secours Rouge und seine po- 
litischen Aktivitäten überhaupt nicht inter- 
essieren. 

Zweifelt bitte keine Sekunde daran, dass, 
falls ihr es nicht geschafft hättet, das „Ver- 
fahren auf die öffentliche Strasse zu brin- 
gen“, uns die repressive Maschine mit der 
allgemeinen Mittäterschaft aller Zahn- 
rädchen des Systems zermalmt und einen 
neuen Fortschritt in der präventiven Kon- 
terrevolution erreicht hätte. 

Wie die Solidarität mit den Zielscheiben 
der Klassenrepression ein Terrain des 
Kampfes ist, wo politische Divergenzen we- 
niger wichtig sind, so ist dieses Terrain auch 
jenes, wo die Verbindungen und die Zu- 
sammenarbeit am häufigsten sind - natio- 
nal wie international. Nicht verwunderlich 
ist also, dass die Solidarität an sich von der 
Repression aufs Korn genommen wird, dass 
sie selbst die Zielscheibe aller Angriffe und 
aller Einschüchterungsversuche ist. Jeder 
Fortschritt im Aufbau der Klassensolida- 
rität wird eine Reaktion des Feindes auslö- 
sen. 

Und darum danke und gratuliere ich euch 
nochmals zu eurer bemerkenswerten Ar- 
beit. Ich weiß aus Erfahrung, dass es nicht 
einfach ist, die verschiedenen Formen der 
Unterstützung (politisch, familiär und 
freundschaftlich, national und internatio- 
nal, usw.) in einer einheitlichen und wir- 
kungsvollen Strategie zu kombinieren und 
dabei ihre Besonderheiten zu respektieren. 
Es nahmen an den Mobilisierungen politi- 
sche Kräfte teil, die durch mehrere Diver- 
genzen vom Secours Rouge getrennt sind, 
und das geht zu Ehren dieser Kräfte sowie 
eurer Arbeit. 

Und es ist umso erfreulicher und bemer- 
kenswerter, dass das, was ihr im Rahmen 
unseres Verfahrens auf nationale Ebene 
realisieren konntet, Secours Rouge Inter- 
national auf der europäischen Ebenen um- 
zusetzen konnte. Die in diesem Rahmen zu 
unseren Gunsten ergriffenen Initiativen 
vermehren sich und werden ohne Zweifel 
dazu beitragen, unsere Feinde zu schlagen, 
indem unsere Befreiung durchgesetzt und 
das Antiterrorgesetz disqualifiziert wird. 

Ich grüße und umarme euch, 

Bertrand, 
Gefängnis von Forest, 27. Juni 
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68 Genua: Niedrige 
Urteile gegen Polizei 


Anwältlinnen kritisieren Justiz 
Aktionswoche in Genua 


Nach neunstündiger Verhandlung endete 
gestern Abend in Genua das „Bolzaneto- 
Verfahren“ gegen 45 Angehörige der Poli- 
zei, Vollzugsbeamte und ärztliches Perso- 
nal. Gegen die Angeklagten wurde wegen 
Autoritätsmissbrauch, 

Nötigung, Misshandlung, Drohung und 
Fälschung ermittelt. 300 DemonstrantIn- 
nen wurden während der Proteste gegen 
den G8 festgenommen, die meisten von ih- 
nen in die zum temporären Gefängnis um- 
funktionierte Polizeikaserne gebracht. 

Betroffene dokumentierten im Verfahren 
Schläge, Beleidigungen, faschistische Paro- 
len und systematischen Demütigungen. 
Weil die Polizei behauptete, dass die mei- 
sten eingesetzten Beamten nicht identifi- 
ziert werden könnten, wurde nur gegen lei- 
tende Kräfte verhandelt. 30 Angeklagte 
wurden dennoch aus „Mangel an Bewei- 
sen“ freigesprochen. Die höchste Strafe er- 
hielt mit 5 Jahren und 8 Monaten der Si- 
cherheitschef des Gefängnisses, Antonio 
Biagio Gugliotta. Der für seine Brutalität 
heftig kritisierte Gefängisarzt Giacomo 
Toccafondi erhielt lediglich 1 Jahr und 2 
Monate Haft. 

Die Verurteilten kündigten Berufung an. 
Damit würden die Strafen nach italieni- 
schem Recht verjähren. Verjährungsfristen 
werden während der Verhandlung nicht 
ausgesetzt. 

Im Bolzaneto-Verfahren treten 300 Be- 
troffene als NebenklägerInnen auf, darun- 
terauch Angehörige der Misshandelten. Die 
Hälfte von ihnen kommt aus dem Ausland. 
Richter Renato Delucchi sprach allen eine 
„sofortige Entschädigungszahlung“* von 
2.500 bis 15.000 Euro zu. 

Bis letzte Woche war unklar, ob das neue 
„Sicherheitsgesetz“ Berlusconis die Urteils- 
verkündung verhindern könnte. Gegen 
Berlusconi wird wegen Korruption ermit- 
telt. Er fordert nun die Aussetzung aller Ver- 
fahren mit einem erwarteten Strafmaß un- 
ter drei Jahren, die vor Mitte 2002 began- 
gen wurden. Das Dekret soll Ende Juli von 
Staatspräsident Giorgio Napolitano unter- 
zeichnet werden. Um die Urteilsverkün- 
dung zu beschleunigen, verzichteten die 
AnwältInnen der Nebenklage auf ihre 
Schlussplädoyers. 

AnwältlInnen und Solidaritätsgruppen 
kritisieren das Urteil heftig. Zwar wurde an- 
erkannt, dass Straftaten begangen wurden, 
jedoch blieb das Gericht unter dem gefor- 
derten Strafmaß der Staatsanwältlnnen. 

Im Herbst wird mit einem weiteren Urteil 
gegen Polizisten gerechnet. Im „Diaz-Ver- 
fahren“ wird die Misshandlung teils schla- 
fender AktivistInnen verhandelt. 29 leiten- 
de Beamte sind unter anderem wegen Fäl- 
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schung von Beweismitteln angeklagt. Einer 
der Staatsanwälte, Patrizia Petruziello, er- 
klärte dass 4 von 5 in der Diaz-Schule Fest- 
genommenen nach Kriterien des Europäi- 
schen Gerichtshof eine „unmenschliche 
und unwürdige Behandlung“ erlitten hät- 
ten. Italien hat die internationale Folter- 
konvention nicht unterzeichnet, demnach 
kann nur wegen Misshandlung Anklage er- 
hoben werden. 

Während Angehörige der Polizei bisher 
straffrei blieben, wurden AktivistInnen zu 
hohen Strafen verurteilt. Im November letz- 
ten Jahres wurden gegen 25 italienische De- 
monstrantInnen drakonische Strafen von 
bis zu 11 Jahren Haft verhängt. Dabei reich- 
te aus, in der Nähe von Ausschreitungen 
aufgegriffen zu werden. Im Juni wurde ei- 
ne französische Aktivistin zu 5 Monaten 
Haft verurteilt, weil sie als einzige den Ab- 
sperrzaun um die Genueser Innenstadt 
überklettert hatte. 

„Diese Urteile sind ein Angriff gegen die 
sozialen Bewegungen und gegen das Recht 
auf Widerstand“, schreibt die Solidaritäts- 
gruppe Supportolegale. „Genua war eine 
Revolte von 300.000 AktivistInnen“, kom- 
mentiert die Gipfelsoli Infogruppe. „Der 
Widerstand gegen die Polizeiangriffe war 
unbedingt gerechtfertigt“. 

Zum 7. Jahrestag der G8-Proteste wird 
Genua nächste Woche Austragungsort 
zahlreicher Veranstaltungen. Am 19. Juli 
lädt unter anderem Haidi Giuliani, die Mut- 
ter des erschossenen Carlo, zur Vorberei- 
tung gegen den nächsten G8-Gipfel 2009 
auf Sardinien ein. Am 20. Juli findet auf 
der Piazza Alimonda die jährliche Gedenk- 
Versammlung für Carlo statt. Solidaritäts- 
gruppen aus Genua und anderen Ländern 
organisieren Vorträge und Diskussionen im 
Palazzo Ducale, dem damaligen Tagungs- 
ort des G8-Treffens. 

Eine Gesellschaft, in der RepräsentantIn- 
nen des Staates weniger Verantwortung 
trügen als DemonstrantInnen, sei „eine 
hässliche Gesellschaft“, erklärt die Neben- 
klage-Anwältin Laura Tartarini. 

PE Gipfelsoli 15.7. 


Demo gegen Repres- 
sion in Österreich 


Am 2.Juli fanden sich am Breitscheidplatz 
in Berlin ca. 50 Demonstrant_innen ein, um 
im Rahmen des globalen Aktionstages für 
die Freilassung der 10 in Österreich inhaf- 
tierten Tierbefreiungs- und Tierschutzak- 
tivist_innen zu demonstrieren. 


Hintergrund: Am 21. Mai kam es in ganz 
Österreich zu 23 Hausdurchsuchungen und 
zehn Festnahmen wegen des Verdachts der 
Bildung einer kriminellen Organisation nach 
8278a. Seitdem sitzen in Wien, Niederöster- 
reich und im Burgenland zehn Menschen in 
Untersuchungshaft, weil ihnen vorgeworfen 


wird, diese besagte kriminelle Organisation 
zu sein. 

Den Verhafteten werden sämtliche „Di- 
rekte Aktionen“ der letzten Jahre in Öster- 
reich vorgeworfen. Beweise dafür gibt es al- 
lerdings bisher nicht. Die Oberstaatsanwalt- 
schaft hat inzwischen sogar von offizieller 
Seite einen der angeblichen Brandanschlä- 
ge, der den Aktivist_innen vorgeworfen 
wird, als Erfindung entkräftet. 

Nach einer kurzen Auftaktkundgebung 
am Breitscheidplatz liefen die Demon- 
strant_innen lautstark durch die überfüllte 
Tauentzienstraße in Richtung Österreichi- 
sche Botschaft. Dabei hallten Sprüche, wie 
„Freiheit für alle politischen Gefangenen“ 
und „Wir demonstrieren, wo wir wollen - 
gegen Repressionen und Kontrollen“ und 
kurze Redebeiträge, die die Situation in 
Österreich thematisierten, durch die Straßen. 

An derBotschaft in der Stauffenbergstraße 
wurde nochmals ein Redebeitrag zur an- 
geblichen Bildung einer kriminellen Orga- 
nisation nach 8278a in Österreich verlesen. 
Danach zogen die Demonstrant_innen wei- 
ter zum Potsdamer Platz, um auch dort die 
Passant_innen aufzuklären und um die Ab- 
schlusskundgebung abzuhalten. Während 
der Abschlusskundgebung wurde dann auch 
ein Brief von Jan, einem der Gefangenen, 
verlesen. 


Offener Brief von Jan 


Auch wenn die Mauern hoch, dick und mit 
Stacheldraht bewehrt sind, die Fenster ver- 
gittert und die Stahltüren versperrt sind, 
spüre ich hier drinnen die Solidarität und 
Unterstützung von draußen! 

Vielen Dank an alle, die sich um uns küm- 
mern, unsere Betreuungspflichten den Tie- 
ren, mit denen wir zusammenleben, ge- 
genüber wahrnehmen, sich um eingetrete- 
ne Türen, Zimmerpflanzen und Mieten 
kümmern, darum, dass wir Wäsche, Briefe, 
Besuche und Geld bekommen, dass wir re- 
gelmäßig Solidemos hören - und vielen 
Dank für alle, die sich für eine herrschafts- 
freie solidarische Gesellschaft frei von Ge- 
walt einsetzen! 


Mir geht es trotz aller Widrigkeiten der 
Knastmonotonie gut, ich vermisse aller- 
dings die Freiheit und vor allem ganz vie- 
le mir liebe Menschen und Tiere! Ich be- 
komme veganes Essen, inzwischen (nach 
Wochen) sogar Soja-Milch, Aufstriche und 
Margarine. Die einzige Möglichkeit zur Be- 
wegung ist der Hofgang - 1 Stunde pro Tag 


50 Schritte im Kreis. Sonst bleiben nicht 
viele Möglichkeiten, sich zu beschäftigen, 
etwa lesen, Briefe und Fernsehen. Ich habe 
nur zu sozialen Gefangenen Kontakt, ich 
bin im Moment mit 5 anderen auf der Zel- 
le, der Umgang untereinander ist überwie- 
gend solidarisch, Konflikte kommen kaum 
vor. 

Eine politische oder rechtliche Einschät- 
zung traue ich mir im Moment nicht zu, da 
ich weitgehend von Informationen und von 
den anderen Betroffenen völlig abge- 
schnitten bin. Sicher ist nur, dass ‚Knast‘ 
Dank der breiten Solidarität und Unter- 
stützung von draußen aber auch aufgrund 
meiner Erfahrungen innerhalb der Mauern 
viel von seinem Schrecken, der ihm für 
mich immer angehaftet hat, verloren hat. 

Ich hoffe, es geht Euch da draußen gut! 
Für eine herrschaftsfreie Gesellschaft ohne 
Knäste & Käfige! 

Jan 
Solidarität mit den 10 Gefangenen. 
Weg mit dem $278a und dem $129a/b! 
http://antirep2008.Inxnt.org/ 


Haftverlängerung für Tier- 
rechtsgefangene 


Am Montag, den 7.7., wurden vom zu- 
ständigen Haftrichter die U-Haft gegen die 


zehn Tierrechts- und Tierschutz- 
Aktivist_innen um weitere zwei Monate 
verlängert! 


Interessanterweise soll es sich wieder um 
einen Richter gehandelt haben, der keine 
Zeit gehabt hat, sich in die mehrere tausend 
Seiten schwere Akte einzulesen! Die Be- 
troffenen sitzen seit dem 21. Mai in U-Haft, 
weil ihnen die Teilnahme an einer mut- 
maßlichen „Kriminellen Organisation“ 
nach $278a des StbG in Österreich vorge- 
worfen wird - bisher fehlen jegliche (!) Be- 
weisführungen, welcheR Betroffene wann 
welche Aktionen mit wem durchgeführt ha- 
ben soll etc. Die Razzienwelle und die Fest- 
nahmen wirken wie eine politisch moti- 
vierte Aktion der österreichischen „Sicher- 
heitsbehörden“, um sich einer unbequemen 
sozialen Bewegung zu entledigen. 

Die Haft kann also bis mind. September 
dauern - einziger Hoffnungspunkt ist eine 
Haftbeschwerde der Anwälte der Betroffe- 
nen beim OLG. Das Oberlandgericht prüft 
nun die Rechtmäßigkeit derInhaftierungen, 
was ggf. zu einer sofortigen Freilassung der 
Betroffenen führen kann. 

Weitere Informationen finden sich unter 
www.antirep2008.tk oder auch auf der 
österreichischen Indymedia-Seite. Soliak- 
tionen finden seit den Razzien regelmäßig 
statt und werden natürlich auch weiterge- 
führt. Bitte beteiligt euch an derartigen Ak- 
tionen, protestiert bei der Botschaft in Ber- 
lin oder bei den Konsulaten, spendet Geld 
an das Rechtshilfe-Konto und schafft eine 
kritische Öffentlichkeit - der Angriff auf die 
Aktivist_innen ist ein Angriff auf uns alle! 


Neuseeland 


Solidaritätsaufruf 


der ‚October 15th Solidarity Group’ 
in Wellington, Aotearoa/Neuseeland. 


Die Gruppe entstand in Reaktion auf die 
staatlichen Terror-Razzien des 15. Oktober 
2007, bei denen insgesamt 20 Aktivist_in- 
nen verhaftet und unter dem Waffengesetz 
angeklagt wurden. Wir wenden uns an al- 
le Gruppen, die zu ähnlichen Themen ar- 
beiten, mit der Bitte um Unterstützung. 
Obwohl der Versuch der Polizei, Ankla- 
gen unter dem Anti-Terrorismusgesetz zu 
erheben, fehlschlug, bestehen immer noch 
Anklagen wegen Verstößen gegen das Waf- 
fengesetz, die zu mehrjährigen Haftstrafen 
führen können. Die Vorverhandlung zur 
Beweisaufnahme beginnt am 1. September 
und ist für mindestens einen Monat ange- 
setzt. Die Angeklagten müssen dafür von 
überall im Land auf eigene Kosten nach 
Auckland reisen und dort wohnen. 


U] BERAIORS NO 


Als Teil unseres Kampfes gegen dieses po- 
litisch motivierte Verfahren rufen wir zu ei- 


nem internationalen Aktionstag am Sams- 
tag, den 30. August 2008, auf. Wir würden 
uns über eure Unterstützung freuen. 

1. Unterstützt den internationalen Akti- 
onstag. Unterschreibt die Solidaritätser- 
klärung (siehe unten), verteilt Informati- 
onsmaterial, organisiert Veranstaltungen, 
Kundgebungen, Protestaktionen. Wir kön- 
nen euch mit Texten (auch in deutsch) und 
Postern versorgen. Sagt Bescheid, was Ihr 
braucht, die bisher entstandenen Materia- 
lien sind von unserer Website herunterzu- 
laden: 
http://october15thsolidarity.info/de/node/ 
303. 

2. Unterstützt uns finanziell. Die Solida- 
ritätskampagne kostet Geld, und wir müs- 
sen die Angeklagten und ihre Freund_in- 
nen und Familien während der Vorver- 
handlung im September finanziell unter- 
stützen. 

E-mailt uns unter 

info@october15thsolidarity.info und wir 
geben euch eine Kontonummer. 

Der Aktionstag als Antwort auf die Vor- 
verhandlung ist erst der Anfang. Wir hof- 
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fen, dass Ihr auch weiterhin beteiligt sein 
werdet. Wir würden gerne von euch hören. 
Wenn ihr Ideen habt oder mehr Informa- 
tionen möchtet, schreibt uns. 
Solidarische Grüsse und vielen Dank! 
October 15th Solidarity, Wellington 
www.october15thsolidarity.info 


Solidaritätserklärung mit den Angeklag- 
ten des 15. Oktober 

Wir fordern die bedingungslose Freiheit 
für die Angeklagten der staatlichen Terror- 
Razzien am 15. Oktober 2007 in Aotea- 
roa/Neuseeland. 

Der Versuch der Polizei, ein Verfahren un- 
ter dem Anti-Terrorismus Gesetz zu eröff- 
nen, ist zwar gescheitert, aber politisch mo- 
tivierte Anklagen nach dem Waffengesetz 
bestehen weiterhin. Diese Anklagen sind 
das Resultat einer rassistischen staatlichen 
Operation. 

Die Polizei hat das Anti-Terrorismus-Ge- 
setz und über 8 Millionen NZ Dollar (4 Mil- 
lionen Euro) benutzt, um politische Akti- 
vist_innen zu schikanieren und zu bestra- 

_„- fen, die als Unterstützer_in- 


EC nen der Tino Rangatiratan- 


(Maori- 
ange- 


Bewegung 


sehen werden. 

Angeklagt sind einige - 
aber gemeint sind wir alle. 
Die Verhaftungen des 15. 
Oktober sind ein Angriff 
auf unsere Zusammenhän- 
ge, der nicht tolerierbar ist. 
Die Anklagen in Aotea- 
, roa/Neuseeland sind in Zu- 
sammenhang mit den 
$129a-Verfahren in der 
BRD zu sehen und sind Teil 
der Repression und Kriminalisierung von 
Menschen, die für eine andere Welt kämp- 
fen. 

Wir erklären uns daher solidarisch mit 
den angeklagten Genoss_innen in Aotea- 
roa/Neuseeland und fordern die bedin- 
gungslose Freiheit für diejenigen, denen 
immer noch ein Verfahren als Resultat der 
staatlichen Terror-Razzien bevorsteht. Wir 
rufen alle dazu auf, sich am weltweiten Ak- 
tionstag am 30. August 2008 zu beteiligen. 


Soldaten misshandeln 
routinemäßig palästi- 


nensische Gefangene 
Bericht von PCATI* 


Der heute veröffentlichte Bericht des „All- 
gemeinen Komitee gegen Folter in Israel“ 
(PCATI) behauptet, dass die IDF-Soldaten 
routinemäßig palästinensische Gefangene 
misshandeln und dass die Armee und die, 
die für die Erfüllung des Gesetzes verant- 
wortlich sind, diese Misshandlungen igno- 
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rieren. 

Der Bericht umfasst 90 Zeugnisse 
von Palästinensern, die angeblich 
von israelischen Soldaten misshan- 


delt wurden, nachdem sie während 
und nach Überfällen verhaftet wur- 
den. (Juni 2006 Oktober 2007). 

Viele Berichte stellen fest, dass die 
angebliche Misshandlung dann ge- 
schieht, während die Palästinenser 
gefesselt sind und keine Gefahr für 
die Soldaten darstellen. 

Der Bericht, von den Anwälten Noam 
Hofstetter, Eliahu Abram und Dr. Yuval 
Ginbar zusammengestellt, stellt fest, dass 
die angeblichen Misshandlungen in den 
Fahrzeugen geschehen, die die Verhafteten 
in verschiedene Haftzentren bringen, und 
innerhalb der Zentren. 

Diese Akte der Misshandlungen schließen 
Minderjährige nicht aus. Die Soldaten be- 
handeln auch die Minderjährigen nicht gut 
und nützen oft deren Schwäche aus, wie 
verschiedene Berichte zeigen. 

Außer der Anklage, dass die IDF die an- 
geblichen Misshandlungen ignoriert, sagt 
der Bericht, dass die, die für die Erfüllung 
des Gesetzes zuständig sind, selten den der 
Misshandlung Angeklagten nachgehen. 

Der Bericht klagt auch das Verteidi- 
gungsministerium an, das staatliche Über- 
prüfungsamt und die Knesset, die diese Si- 
tuation fast vollständig ignorieren. 

PCATI bemerkt auch, dass die IDF keine 
Vorschriften hat, wie man mit Verhafteten 
nach ihrer Verhaftung umgeht - und auch 
nicht für den Zeitraum, in dem sie den 
Behörden für die Haft und die Befragung 
ausgeliefert werden. 

Im Bericht steht auch, dass die IDF seit 
2000 bei ihren Einsätzen in der Westbank 
auch Hunde benützt; die Hunde sollen die 
Gefangenen erschrecken und demütigen, 
weil ein Hund für Muslime als unreines Tier 
gilt. 

Abdallah Nabulsi sagte, dass er im Mai 
2007 verhaftet und gefesselt, ihm die Au- 
gen verbunden wurden und er bäuchlings 
hinten in den Wagen gelegt wurde. „Sie 
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stellten einen großen Hund auf meinen 
Rücken. Ich bat schreiend darum, den Hund 
wegzunehmen. Die Soldaten lachten mich 
nur aus.“ 

Die große Bedeutung richtiger Behand- 
lung von Gefangenen und Verhafteten wur- 
de in dieser Woche, in der es auch beson- 
ders um die Entlassung des israelischen Sol- 
daten Gilad Shalit geht, besonders in den 
Mittelpunkt der Agenda gestellt, sagte 
PCATI-Chef Dr. Ishai Menuhin am Wo- 
chenende. 

„Wir sind 
Zeugen einer 
unmenschli- 
chen Haltung 
der Soldaten 
gegenüber 
den Gefange- 
nen, indem 
man sie von 
der Außen- 
welt isoliert. 
Man handelt 
ihnen ge- 
genüber 
grausam, in- 
dem man sie 
von ihren Fa- 
milien ab- 
schneidet, die 
dieser Situati- 
on völlig hilf- 


los gegenüber stehen.“ 

„Wir sollten alles in unserer Kraft Ste- 
hende tun, um dieses Phänomen der Mis- 
shandlung zu beenden. Israelisches Militär 
foltert weiterhin palästinensische Kinder.“ 
Yuval Azoulay, Haaretz, 22.6.08 


* PCATI oder Public Committee Against 
Torture in Israel (deutsch: Öffentliches 
Komitee gegen Folter in Israel) ist eine 
1990 gegründete, unabhängige jüdische 
Menschenrechtsorganisation in Jerusa- 
lem. 


Türkei 


Verhandlung „Rück- 
kehr zum Leben 


Staatliche Sicherheitskräfte führten am 19. 
Dezember 2000 zeitgleich in 20 Gefäng- 
nissen eine militärische Operation durch. 
Diese Offensive diente der Durchführung 
einer Zwangsverlegung in neu errichtete 
Hochsicherheitskomplexe namens F-Typ- 
Gefängnisse, welche die politischen Gefan- 
genen durch einen Todesfastenstreik zu 
verhindern suchten. Als Folge des Mi- 
litäreinsatzes starben 28 Gefangene, Dut- 
zende kamen mit schweren Verletzungen 
davon. 

Nach diesem Massaker wurde den Ge- 
fangenen, die sich zu jenem Zeitpunkt im 
Gefängnis befanden, der Prozess gemacht. 
Gegen sie ergingen zynischerweise die Vor- 


würfe: „Verursachung der Todesfälle, Be- 
sitz von Waffen und Sprengmitteln, Be- 
schädigung staatlichen Eigentums und 
Aufruhr gegen die Gefängnisleitung‘. Die- 
ser immer noch andauernde Prozess fand 
am 12. Juni im Gericht für Schwere Straf- 
sachen in Istanbul Usküdar seine Fortset- 
zung. Bei dieser Verhandlung legte die 
Rechtsanwältin der Angeklagten, Oya As- 
lan, den „Operationsplan“ vor, der vor ei- 
nigen Wochen in dem Prozess, in dem die 
an der Operation beteiligten Gendarmen 
angeklagt werden, auftauchte. Während 
Aslan anhand des Plans bekräftigte, dass 
die Vorbereitungen für diese Gefängniso- 
peration bereits ein Jahr davor begonnen 
hatten, wiederholte sie ihre bereits früher 
gestellten Forderungen an das Gericht. 

Aslan betonte, dass es nicht notwendig 
sei, die Aussagenaufnahme „aller Ange- 
klagten“ zu beenden, um die Einheitskom- 
mandanten, die diese Operation ausgeführt 
haben, anzuhören. Sie forderte, dass die Vi- 
deoaufzeichnungen sowie die Funkge- 
spräche im Zusammenhang mit der Opera- 
tion von der Generalkommandantur der 
Gendarmerie angefordert werden und dass 
die Gefängnisse zur Inspektion geöffnet 
werden. Aslan erklärte, dass sich der Her- 
gang des Prozesses ändern würde, sofern 
diesen Forderungen nachgekommen wird. 
Rechtsanwalt Güclü Sevimli unterstützte 
die Forderungen seiner Kollegin und for- 
derte darüber hinaus die Prüfung der Ak- 
ten aus dem Gendarmenprozess. 

Einer der Namen, die bei der Verhandlung 
auftauchten, war Alp Ata Akcayöz. Der 
während der Operation im Umraniye Ge- 
fängnis inhaftierte Akcayöz starb an den 
Folgen einer Schussverletzung am 19. De- 
zember. Die Familienmitglieder von Alp 
Ata Akcayöz, die einen Freispruch für ihren 
Angehörigen erwarteten, erhoben am 18. 
Oktober 2001 Anklage gegen das Justiz- 
und Innenministerium mit der Forderung 
nach Entschädigung. 

Der Prozess endete am 27. Februar 2004 
zugunsten der Familie Akcayöz und einem 
Entschädigungsentgelt von 53 Milliarden 
TL. Justiz- und Innenministerium fochten 
dieses Urteil an. 

Der Antrag wurde jedoch mit der Be- 
gründung: „Bei dem Vorfall liegt Verschul- 
dung durch den Staat vor“ zurückgewiesen. 

Der Rechtsanwalt, der in diesem Ent- 
schädigungsprozess die Ministerien vertrat, 
gab an, dass der Familie von Alp Ata Ak- 
cayöz eine hohe Entschädigung bezahlt 
wurde, dass aber die „Gefangenen“ für den 
Tod von Akcayöz verantwortlich seien. Er 
forderte noch dazu, dass dieses Geld von 
den „Gefangenen“ eingefordert und den 
Familien bezahlt werden sollte. 

Eine derartige Forderung seitens der Mi- 
nisterien, entgegen aller Beweise und Au- 
genzeugenberichte für die Todesursache 
von Akcayöz, legt die Betrachtungsweise 
der staatlichen Institutionen gegenüber der 
Gefangenen offen. 

Türkei Informationszentrum 


Neuigkeiten von dem 
französischen „Terro- 
rismusverfahren“ 


Ivan, Bruno und Farid sind unter strengen 
Auflagen draußen. 

Isa und Juan im Knast. 

Bruno ist abgetaucht. 


Seit Januar 2008 werden in Frankreich sechs 
Aktivist innen mit Terrorismus-Vorwurf 
strafrechtlich verfolgt. Ivan, Bruno und Da- 
mien wurden am 19. Januar festgenommen, 
als sie, Natronchlorat enthaltendes Rauchpul- 
ver mit sich führend, auf dem Weg zu einer 
Demonstration zum (mittlerweile vollständig 
abgebrannten) Abschiebeknast Vincennes 
waren. Dort war es in den letzten Monaten im- 
mer wieder zu Streiks und Revolten der in- 
haftierten Sans-Papiers gekommen, die mit 
Demonstrationen vor dem Gefängnis solida- 
risch unterstützt wurden. Im Juni 2008 wur- 
de dieser Abschiebeknast - der größte in 
Frankreich - von den darin Gefangenen in 
Brand gesteckt, er brannte vollständig ab. 

Im Januar waren außerdem Isa und Farid 
(Namen geändert) bei einer Zollkontrolle bei 
Vierzon festgenommen worden, als in ihrem 
Auto Natronchlorat, Pläne des Jugendknasts 
von Porcheville und Sabotageanleitungen ge- 
funden wurden. Isas DNA, die während der 
Gewahrsamnahme festgestellt wurde, soll mit 
Spuren auf einem Brandsatz, der im Mai 2007 
unter einem Polizeifahrzeug gefunden worden 
war, übereinstimmen. Sie befindet sich seit- 
dem in Untersuchungshaft und hat den Sta- 
tus einer besonders überwachten Gefangenen. 

Am 20. Juni wurde Juan, Isas Bruder, fest- 
genommen und sogleich ins Gefängnis von 
Fresnes gebracht, weil seine DNA-Probe eben- 
falls mit Spuren in den Ermittlungen vom Mai 
2007 übereinstimmen soll. 

Schon im April waren beide Fälle in einer 
gemeinsamen Untersuchung zusammenge- 
fasst worden und die Anti-Terrorismus-Ab- 
teilung übernahm die gesamten Ermittlungen. 
Alle sechs Personen sind der Bildung einer ter- 
roristiichen Vereinigung verdächtigt und 
gehören laut Polizei zu einer angeblichen „an- 
archo-autonomen Bewegung des Großraumes 
Paris“. 

Ivan, Bruno und Farid sind im Juni nach 
über vier Monaten Untersuchungshaft gegen 
den Willen der Richterin der Anti-Terroris- 
mus-Abteilung aus dem Knast entlassen wor- 
den. Alle drei wurden unter strenge richterli- 
cher Aufsicht gestellt. In zwei Fällen zwingen 
die Auflagen die Betroffenen, weit von ihrem 
eigentlichen Wohnort zu leben, eine Arbeits- 
stelle zu finden und regelmäßig beim SPIP 
(Reintegrationsdienst des Strafvollzugs) zu er- 
scheinen. Die Auflagen zielen darauf ab, die 
aus der Haft entlassenen Personen weiterhin 
aus der Nähe zu überwachen. Sie stellen eine 
Art des Freiheitsentzugs dar, bei dem jede 
Nicht-Beachtung der Auflagen sofort wieder 
Knast bedeutet. Die Pflicht, regelmäßig bei der 


Polizei zu erscheinen, soll den Druck auf die 
Personen aufrechterhalten und sie der Justiz 
verfügbar zu machen. 

Die Untersuchungen gelten weiterhin als 
noch nicht abgeschlossen und es steht noch 
kein Datum für einen Prozess fest. 

Am 5. Juli 2008 schickte Bruno einen offen 
Brief an Indymedia Frankreich, indem er ver- 
kündet, dass er sich nicht mehr an die Melde- 
pflicht halten und in die Illegalität abtauchen 
wird. 


Offener Brief Nummer 1, 5.) uli 2008 


Warum ich abgehauen bin 

An alle Kamerad_innen, Freund innen und 
alle, die von Nahem und aus der Ferne unse- 
re Geschichte mitverfolgt haben. 

Ich bin im Januar festgenommen worden 
und nach viereinhalb Monaten im Gefängnis, 
in denen ich um bessere Haftbedingungen 
gekämpft habe, bin ich jetzt unter strengen 
Auflagen draußen. 

Diese Auflagen sind eine Art individuali- 
siertes Regelwerk, in dem festgeschrieben ist, 
was du machen darfst und was nicht. Ich durf- 
te die Gegend von Belfort und das Departe- 
ment Haute-Säone (Ostfrankreich) nicht ver- 
lassen, weil mein Vater dort wohnt und mir 
das als Wohnort vorgeschrieben wurde. Theo- 
retisch durfte ich nur zur Arbeitssuche und - 
verrichtung das Haus überhaupt verlassen, 
und für die Erfordernisse der polizeilichen Un- 
tersuchungen. Die Idee dahinter ist eine ver- 
stärkte soziale Kontrolle und der absolute Zu- 
griff der Polizei und der Justiz auf mich, auf 
meinem Körper. Zum Beispiel musste ich mich 
jede Woche bei der örtlichen Polizeiwache 
blicken lassen und zweimal im Monat einen 
Bullen vom Integrationsdienst des Strafvoll- 
zugs treffen, der die Verbindung zum ermit- 
telnden Richter hält. So gesehen sind die Din- 
ge einfach: du verhältst dich tadellos, man 
sucht dir einen Platz und dort bleibst du, oder 
aber du gehst zurück ins Gefängnis. Und vor 
allem: Damit gibt's nichts zu spaßen. 

Während des Monats unter richterlicher 
Aufsicht hatte ich das ungute Gefühl, weit weg 
von allen Orten der sozialen und politischen 
Kämpfe zu sein und meinem eigenen Tod als 
politisches Subjekt beizuwohnen. 

Die Spielregeln zu akzeptieren bedeutete, 
mich zu untergeben, meine Wut zu verleug- 
nen, selbst wenn wir manchmal denken, dass 
es möglich ist, sich zu sagen „ich spiele das 
Spiel eine Zeit lang, bis es wieder ruhiger wird“ 
oder „ich gebe vor, ihr Spiel zu spielen“. Ich 
habe mich also jeglicher Entscheidung entho- 
ben gefühlt: wie ich die Konfrontation mitdem 
Existierenden suchen möchte, wie ich für ei- 
ne radikale Veränderung der Räume, in denen 
wir leben, und gegen die kapitalistische Re- 
gulierung unserer Leben kämpfen möchte. 

Meine Geste drückt einfach meine Revolte 
gegen das, was mir aufgezwungen will, aus. 
Ich besitze nichts außer mein eigenes Leben 
und so konnte ich mich entweder klein krie- 
gen lassen und alles, was ich bis jetzt gemacht 
habe, aufgeben oder aber kämpfen, die vor- 
geschriebene Situation nicht akzeptieren und 
die Räume nehmen, die mir offen stehen. 


Als Spielraum blieb mir also nur die Illega- 
lität, die Klandestinität und die Flucht. Zuerst, 
um ein wenig Distanz zwischen die Bullen und 
mich zu bringen. Und dann, um es zu wagen 
in der Gegenwart zu leben, ohne Reue. 

Ich weiß, dass dieser Weg hart ist, dass ei- 
nen das Gefängnis oft einholt, dass die Kral- 
len der Repression die einfangen, die in der Il- 
legalität kämpfen. Aber ich weiß auch, dass 
einige Stunden der künstlichen Freiheit, die 
ich der Unterdrückung abtrotze, mehr zählen 
als alle Zeit, in der mir die Luft zum Atmen in 
kleinen Portionen aus der Hand der Herr- 
schenden verabreicht wird. 

Ich möchte mich nicht beherrschen und mir 
vorschreiben lassen, was richtig und was 
falsch ist. Dabei ist es unwichtig, wieüber mich 
gedacht wird. Ich möchte in ständiger Auf- 
lehnung gegen die Unterdrückung leben. Und 
von dieser Position aus möchte ich Beziehun- 
gen aufbauen, die kollektives Handeln er- 
möglichen, weil das Politik ist: sich darüber 
verständigen, was wir wollen, und dement- 
sprechend handeln. Der Ausgangspunkt sind 
die Probleme, die wir haben, und wir handeln, 
ohne auf den Chef zu warten, der uns sagt, ob 
er einverstanden ist oder nicht. 

Unterzutauchen heißt, mich wieder denen 
anzuschließen, die kämpfen, und deutlich zu 
machen, dass ich kein regierbarer Körper bin. 
Das heißt, dass ich mit der Kritik an Unter- 
drückung und an der Macht des Kapitalismus 
noch nicht abgeschlossen habe, dass ich noch 
nicht aufhöre, unter den Hunderten und Tau- 
senden zu sein, die sich in ihren jeweiligen 
Kontexten gegen die Verrücktheit unserer Zeit 
auflehnen. Ich habe es nicht aufgegeben zu 
denken, dass sich die Freiheit in den Kämpfen 
für die tägliche Aneignung unserer Leben fin- 
det. 

Ich denke an alle, die ihre Solidarität den 
Freunden im Gefängnis zeigen. Besonders 
denkeich an alle, die weiterim Gefängnis sind: 
Kraft, Mut und Entschlossenheit. 

Für alle, die die Zerstörung, unserer Leben 
gegen Geld, Status oder sonst was eintau- 
schen, habe ich nur tiefe Verachtung übrig. Ich 
möchte euch nicht wiedersehen. 

Aus der Klandestinität. Feuer und Flamme 
allen Gefängnissen. Feuer und Flamme dem 
Kapitalismus. Bruno 
http://de.indymedia.org/2008/06/219070.shtml 
http://de.indymedia.org/2008/06/219553.shtml 


Feuer in Abschiebe- 
knast von Vincennes 


Am 22. Juni wurde das Abschiebegefängnis 
von Vincennes, die größte Abschiebehaftan- 
stalt Frankreichs, durch mehrere vorsätzliche 
Brände vollständig zerstört. Antirassistische 
Gruppen bereiten sich derweil auf eine Mobi- 
lisierung gegen das Treffen des Ministerrates 
der EU in Paris am 13. und 14. Oktober vor. 
Auch in Deutschland laufen derzeit mehrere 
Mobilisierungen gegen Abschiebung. 

In Vincennes waren 249 Ausländer ohne Pa- 
piere, deren Abschiebung vor der Entschei- 
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dung steht, in Haft. Bereits seit Ende 2007 
kommt es in dieser Abschiebungshaftanstalt 
immer wieder zu gemeinsamen Protesten und 
Aktionen der Gefangenen. Ein Gefangener be- 
richtete, das Feuer habe im Zusammenhang 
mit einem Gefangenenaufruhr gestanden, der 
am Sonntagnachmittag; begonnen hatte. An- 
lass war der Tod eines tunesischen sans-pa- 
piers, der - so offizielle Stellen - infolge eines 
Herzinfarktes am Vortag gestorben war. Die 
Gefangenen hatten gegen 15.45 Uhr in ver- 
schiedenen Teilen der beiden Gebäude der 
Haftanstalt Matratzen angezündet, während 
draußen eine Kundgebung zu ihrer Unterstüt- 
zung stattfand. 

Schwerverletzte sind nicht zu beklagen. 
Mindestens 14 verletzte Gefangene hat der 
kommunistische Abgeordnete Brard gezählt, 
als er am Sonntag um 18 Uhr Zugang zum 
Abschiebegefängnis bekam. Die Verletzungen 
wurden durch Tränengas verursacht, das von 
den Ordnungskräften eingesetzt wurde, um 
eine Demonstration der Gefangenen aufzulö- 
sen. 

Vierzehn Gefangene konnten nach dem 
Brand flüchten, andere Berichte sprechen von 
fünfzig Gefangenen. Die übrigen Gefangenen 
sollen auf verschiedene Abschiebungs- 
haftzentren verteilt werden (Toulouse, Lille, 
Palaiseau, Paris). Diese Verlegungen wollen 
Anwälte zum Anlass nehmen, um vor Gericht 
die Aufhebung ihrer Abschiebungshaft zu er- 
reichen. 

Die Polizei versichert, gegen den tunesi- 
schen Gefangenen sei keine Gewalt ange- 
wandt worden. Am 17. und 19. Juni sei er von 
einem Arzt untersucht worden, der keine Be- 
denken gegen seine weitere Inhaftierung hat- 
te. Eine polizeiliche Untersuchung über den 
Tod des Gefangenen wurde eröffnet. Die Pa- 
riser Präfektur veröffentlichte Informationen 
über den tunesischen Gefangenen, die mit sei- 
nem Tod wenig, mit einer Ver- 
teidigungsstrategie der Pariser 
Sicherheitskräfte aber sehr 
viel zu tun hat: Von ihm sei 
bekannt, dass er wiederholt 
schwere Straftaten unter ver- 
schiedenen Identitäten be- 
gangen habe, wie Drogenhan- 
del, Gewalttaten und Verge- 
waltigungen. 

Die Migrantenorganisatio- 
nen sind der Ansicht, dass der 
Tod des tunesischen sans-pa- 
piers auf die Politik der Re- 
gierung und die Bedingungen 
in den Abschiebungshaftan- 
stalten zurückzuführen ist. 
Der Vorsitzende der Flücht- 
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lingsorganisation France Terre d’asile forder- 
te das Parlament auf, sich mit dem Vorfall zu 
beschäftigen und die Regierung eine Er- 
klärung abzugeben. 

Die Abschiebungshaftzentren seien gegen- 
wärtig überbelegt und die Spannungen dort 
hätten sich verschärft, so Migrantenorganisa- 
tionen. Auf Initiative von Präsident Sarkozy 
seien jährliche Abschiebungszahlen festgelegt 
worden. 2007 hat die Regierung ihr Ziel von 
25.000 Abschiebungen nicht erreicht. Für 
2008 hatte Premierminister Fillon die Zahl von 
26.000 Abschiebungen als Ziel genannt. Der 
Migrationsminister Hortefeux hatte sich noch 
am Donnerstag zu der Erhöhung der Ab- 
schiebungszahlen von sans papiers um 80% 
in den ersten fünf Monaten des Jahres be- 
glückwünscht. Die Flüchtlingsorganisation 
Cimade, die einzige Organisation, die Zugang 
zu den Abschiebungshaftanstalten hat, hat am 
Sonntag in einer Presseerklärung erneut dar- 
auf hingewiesen, dass sie bereits seit Monaten 
auf die angespannte Situation in der Haftan- 
stalt von Vincennes hinweist. 

Für einen Gegengipfel und ein alternatives 
Forum „Migration und Entwicklung“ 

Für ein offenes und solidarisches Europa 


Frankreich hat das Thema Migration zur einer 
seiner Prioritäten während der französischen 
EU-Präsidentschaft im zweiten Halbjahr 2008 
gemacht. Am 13. und 14. Oktober trifft sich 
der Ministerrat der EU in Paris, um einen „Eu- 
ropäischen Vertrag über Einwanderung und 
Asyl“ zu verabschieden. Am 20. und 21. Ok- 
tober diesen Jahres wird in Paris die zweite in- 
terministerielle euro-afrikanische Konferenz 
zu Migration und Entwicklung stattfinden 
(„Rabat II“). Frankreich will seinen europäi- 
schen Partnern Verträge vorschlagen, zum 
„konzertierten Management der Migrations- 
ströme und zur gemeinsamen Entwicklung“, 


als Modell für Verhandlungen, in denen auf 
der einen Seite Frankreich Werbung macht für 
eine „immigration choisie“ (ausgewählte oder 
selektive Einwanderung) und auf der anderen 
Seite von den Ländern des Südens fordert, ih- 
re Staatsangehörigen und diejenigen aus 
Drittländern, die ihr Territorium durchquert 
haben, zurückzunehmen. 

Der Umgang mit Migrationsströmen ist im 
Wesentlichen von sicherheitspolitischen Prin- 
zipien bestimmt, ökonomische Entscheidun- 
gen halten den afrikanischen Kontinent am 
Rand der Entwicklung und im Zustand der 
Marginalisierung. 

Aus diesen Gründen haben verschiedene 
Gruppen in Frankreich entschieden, eine eu- 
ropäische Mobilisierung, zu organisieren, um 
die Stimmen der französischen, europäischen 
und afrikanischen Zivilgesellschaften zu 
Gehör zu bringen. Europa verwandelt sich in 
eine verschlossene Festung und benutzt maß- 
lose Methoden, um den Zugang zu seinem Ter- 
ritorium zu verhindern und Papierlose abzu- 
schieben. 

Dagegen wird es eine große europäische 
Mobilisierung in der Woche vom 13.-19. Ok- 
tober in Paris geben, für eine andere Konzep- 
tion von Einwanderung und eine andere Be- 
ziehung zwischen derEEU, Afrika und dem Rest 
der Welt. Derzeit werden zu diesem Anlass ein 
Gegengipfel zu Fragen von Migration und 
Entwicklung, eine große europäische Demon- 
stration und ein riesiges Konzert organisiert. 

Widerstand in Deutschland 

Nicht nur in Frankreich, auch in Deutsch- 
land laufen derzeit verschiedene Mobilisie- 
rungen gegen Migrationskontrolle und Ab- 
schiebungen. Am 5. Juli fand in Berlin eine 
großen Demonstration bundesweit statt. Ein 
breites Bündnis mobilisierte unter dem Motto 
„Für das Recht auf Migration“. 

Vom 16. bis 24. August startet das AntiRa- 
‚ Camp in Hamburg, parallel 
— zum Klimacamp und mit 
vielen Ideen zu direkten Ak- 
tionen. (siehe 
http://campO8.antira.info) 

Einen anderen Ansatz hat 
der „Tag ohne Abschiebun- 
gen“, zu dem um den 30. 
August aufgerufen wird. Der 
dezentrale Aktionstag hat 
das Ziel, bundesweit alle 
Abschiebungen zu verhin- 
dern, um so die Themen Ab- 
' schiebung, Abschiebehaft 
u: Bleiberecht kritisch in 
Bde Öffentlichkeit zu brin- 
; gen. (siehe http://abschie- 
' befrei.blogsport.de) 


E-Mail: gnn-hamburg@freenet.de * Gefangenen Info im Netz: www.political-prisoners.net 
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